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Vorwort 

Im Rahmen meines Studiums „Allgemeine Verwaltung“ an der Hochschule Meißen habe 

ich diese Bachelorarbeit erstellt. Das Thema dieser Arbeit „Autonomes Fahren – die zi-

vilrechtliche Haftung“ wurde meinem Studienjahrgang von Frau Köppel-Österle vorge-

schlagen und hat mir sofort zugesagt. Ich bedanke mich bei ihr für die Anregung zu 

diesem spannenden Thema und gleichzeitig für die Betreuung meiner Arbeit. Ebenso 

danke ich Frau Morgenstern, dass sie spontan der Aufgabe als Zweitbetreuerin zuge-

stimmt hat. 

Das Kapitel des autonomen Fahrens ist sehr spannend und zugleich sehr umfangreich. 

Jedoch lässt sich an Literaturwerken sowie an Urteilen, die sich mit Fahrerassistenzsys-

temen befassen, noch recht wenig finden. Daher habe ich auch viel im Internet recher-

chiert. Ich habe versucht, in meiner Arbeit einen kompakten Überblick über das auto-

nome Fahren und dessen Rechtsproblematik zu geben, wobei ich auch Gedanken aus 

Presse und Automobilindustrie einfließen ließ. Ich hoffe, das ist mir gelungen, und wün-

sche Ihnen viel Freude beim Lesen. 
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1 Einleitung 

In unserem Leben sind selbststeuernde Systeme, oder auch Automaten genannt, nichts 

Neues. Täglich nutzen wir wie selbstverständlich elektrische Rolltreppen, den Fahrstuhl 

oder gehen durch schwere Glastüren, die sich automatisch öffnen oder drehen. Über 

eventuelle Gefahren machen wir uns bei der Benutzung kaum Gedanken. Die automati-

sierten Systeme sind alle so systematisch entwickelt, getestet und durch Prüfinstitute 

abgenommen, dass wir kaum Ängste bei deren Benutzung haben. Dennoch kommt es 

auch bei diesen Systemen immer wieder zu Unfällen. Das verbleibende Risiko ist aber 

bei korrekter Nutzung und regelmäßiger Wartung so gering, dass wir das Restrisiko nicht 

bewusst wahrnehmen und insgesamt gesellschaftlich akzeptieren. Auch jedes Fahrzeug 

besteht aus einer Vielzahl kleiner Automaten, die das Fahren erleichtern und sicherer 

machen sollen. Wir erwarten ganz selbstverständlich, dass diese ordnungsgemäß funk-

tionieren und unser Fahrzeug auch bei hohen Geschwindigkeiten jederzeit zuverlässig 

gebremst und gelenkt werden kann.1 

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmeier (CDU) hat schon genaue Visionen über die 

Zukunft seiner Autofahrten: „Ich werde mich zurücklehnen, lesen, ein Glas Rotwein trin-

ken und mich nach Paris zum Abendessen bringen lassen.“2 So versprechen es die Au-

tobauer und die Politiker. Möglich kann das werden, vielleicht nicht in zwei, drei Jahren, 

aber in zehn oder 15 Jahren.3 

Jedoch werden sich autonome Fahrzeuge erst durchsetzen können, wenn der gesamt-

gesellschaftliche Nutzen den Schaden der mit diesen Fahrzeugen einhergeht, über-

wiegt. Dies könnte erfüllt sein, wenn sich die Verkehrssicherheit insgesamt mit der Ein-

führung der autonomen Fahrzeuge verbessern würde. Es ist jedoch bereits heute ab-

sehbar, dass auch Fahrzeuge mit teil- oder vollautomatisierten Fahrerassistenzsyste-

men, nicht völlig fehlerfrei gesteuert werden können. Es wird auch hier zu schweren Un-

fällen kommen, bei denen im Extremfall Menschen ihr Leben verlieren werden. Die Ge-

sellschaft müsste diese Risiken tragen und akzeptieren, damit die Entwicklung hin zum 

autonomen Fahren stattfinden kann. Auch aus der rechtlichen Perspektive müssen die 

autonomen Fahrzeuge im öffentlichen Raum als eigenständige Handlungen verstanden 

und akzeptiert werden.4 

Eine zentrale Frage in diesem rechtlichen Zusammenhang ist, wer die Haftung über-

nimmt, wenn ein solches Fahrzeug einen Unfall verursacht. Die Komplexität steigt mit 

                                                
1 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 9/10. 
2 https://www.welt.de/wirtschaft/article184207482/Autonomes-Fahren-Der-Fahrer-soll-immer-haften-selbst-
wenn-er-unschuldig-ist.html; abgerufen am 25.02.2019. 
3 https://www.welt.de/wirtschaft/article184207482/Autonomes-Fahren-Der-Fahrer-soll-immer-haften-selbst-
wenn-er-unschuldig-ist.html; abgerufen am 25.02.2019. 
4 Vgl. Maurer, Gerdes, Lenz, Winner: Autonomes Fahren, S. 544. 
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den fahrerlosen Autos – Politik und Versicherer müssen darauf reagieren. Der damalige 

Verkehrsminister Alexander Dobrindt (CSU) hatte eine einfache Lösung für das Problem: 

„In dem Moment, wo der Computer übernimmt, geht die Haftung auf den Hersteller 

über.“5 Die Automobilindustrie wird sich natürlich mit Kräften dagegen wehren, in jedem 

Fall zur Verantwortung gezogen zu werden. Der Versicherer Allianz hat ebenfalls eigene 

Ideen zur Problematik. Er sieht den Halter in der Pflicht, auch wenn dieser keine Fehler 

gemacht hat. Er argumentiert damit, dass das Fahrzeug ja nicht in eigener Regie unter-

wegs und damit nicht völlig entmenschlicht ist. Hinter jeder Fahrt stecke ein menschlicher 

Auftraggeber, der das Fahrzeug in den Verkehr bringt, um einen Nutzen daraus zu zie-

hen. Die Allianz verweist damit auf die Gefährdungshaftung. Steckte hinter dem Unfall 

allerdings eine tatsächlich nachweisbare Fehlfunktion des Autos, so käme auch eine 

Produkthaftung in Betracht. Laut Allianz-Vorstand Joachim Müller könnte sich der Ablauf 

so gestalten, „dass die Gefährdungshaftung mit einer Pflichtversicherung verbunden ist, 

so dass auch der haftende Halter geschützt ist. Dieses System kennen wir heute schon 

aus der Haftpflichtversicherung für unsere Fahrzeuge. […] Die Kfz-Haftpflichtversiche-

rung des Fahrzeughalters entschädigt das Opfer oder dessen Angehörige, unabhängig 

davon, ob der Unfall durch einen Fahrfehler, einen technischen Defekt oder ein automa-

tisiertes Fahrsystem verursacht wurde. […] Sollte sich herausstellen, dass ein Software-

fehler für einen Unfall verantwortlich war, würde die Versicherung gegebenenfalls den 

Fahrzeughersteller in Regress nehmen. Hintergrund dieser Regelung ist die Idee, dass 

das Haftungssystem das unschuldige Verkehrsopfer schützen soll, unabhängig davon, 

ob der Halter eine Schuld für den Unfall trägt oder nicht.“6 Die Ansätze sind also unter-

schiedlich. Die einen würden gern die alleinige Haftung auf die Hersteller der Hardware 

verlagern, andere wiederum auf die Softwarehersteller und wiederum andere würden die 

Maschine beziehungsweise das mit künstlicher Intelligenz ausgestattete System haften 

lassen. Für letztere Variante müsste die Maschine mit eigener Rechtspersönlichkeit aus-

gestattet werden, was recht unrealistisch erscheint. Denn wie soll das Gericht die Ma-

schine bestrafen? Inhaftieren? Verschrotten? Damit muss letztlich ein Mensch haften.7 

Und wer dies bei der aktuellen Rechtslage sein könnte, soll im Folgenden erörtert wer-

den. Im ersten Teil der Arbeit geht es zunächst um allgemeine Aspekte wie die Definition 

des autonomen Fahrens, die Bedeutung in Deutschland, um die sogenannte „Dilemma-

Situation“ und rechtliche Grundlagen. Im zweiten und dritten Teil werden die Haftungs-

grundlagen für Halter und Fahrer untersucht. 

                                                
5 https://www.welt.de/wirtschaft/article184207482/Autonomes-Fahren-Der-Fahrer-soll-immer-haften-selbst-
wenn-er-unschuldig-ist.html; abgerufen am 25.02.2019. 
6 https://www.welt.de/wirtschaft/article184207482/Autonomes-Fahren-Der-Fahrer-soll-immer-haften-selbst-
wenn-er-unschuldig-ist.html; abgerufen am 25.02.2019. 
7 https://www.welt.de/wirtschaft/article184207482/Autonomes-Fahren-Der-Fahrer-soll-immer-haften-selbst-
wenn-er-unschuldig-ist.html; abgerufen am 25.02.2019. 
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2 Allgemeines zum Autonomen Fahren 

2.1 Definition autonomes Fahren 

Ein einheitliches Begriffsverständnis zum autonomen Fahren gibt es nicht. Eine der De-

finitionen besagt, dass der Mensch das Verhalten des autonomen Fahrzeugs program-

miert. Das Fahrzeug muss im Verkehr immer wieder Verhaltensentscheidungen treffen 

bzw. ausführen, die der Mensch zuvor für alle erdenklichen Fälle programmiert hat. Eine 

der großen Herausforderungen für die Techniker ist hierbei, wie sich das Fahrzeug in 

einer Dilemma-Situation verhält. Welcher Verkehrsteilnehmer soll bei einem unvermeid-

lichen Unfall verletzt werden?8 

Der ADAC unterscheidet zur Definition des autonomen Fahrens die folgenden sechs 

Automatisierungsstufen:9 

 

Abbildung 1: Automatisierungsstufen ADAC 
 
BMW hingegen definiert autonomes Fahren damit, dass weder Fahrtüchtigkeit noch eine 

Fahrerlaubnis erforderlich sind, Lenkrad und Pedalerie entbehrlich werden. Das auto-

nome Fahrzeug übernimmt alle Fahrfunktionen und alle Personen im Wagen werden zu 

Passagieren. Dabei sind die Anforderungen an die technischen Lösungen ausgespro-

chen hoch und komplex.10 

Die Definitionen beschreiben das autonome Fahren im Kern alle zutreffend und heben 

vor allem die Komplexität und Herausforderung an die Techniker heraus. 

                                                
8 Vgl. Maurer, Gerdes, Lenz, Winner: Autonomes Fahren, S. 2/3. 
9 https://www.adac.de/infotestrat/technik-und-zubehoer/fahrerassistenzsysteme/autonomes_fah-
ren/default.aspx, abgerufen am 09.02.2019. 
10 https://www.bmw.com/de/automotive-life/autonomes-fahren.html, abgerufen am 10.02.2019. 
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2.2 Bedeutung in Deutschland 

Die in Deutschland bisher verfügbaren Fahrerassistenzsysteme unterstützen den Fahrer 

bislang nur, ein menschliches Handeln ist in jedem Fall noch notwendig. Der menschli-

che Fahrer bleibt in der Pflicht, mindestens in Form eigener fahrerischer Wahrnehmung 

oder Entscheidung. Die Fahrerassistenzsysteme ersetzen den Fahrer also nicht. Nach 

dem Stand August 2014 ist eine Arbeitsteilung zwischen Fahrer und Fahrassistenzsys-

tem denkbar, jedoch ohne eigenständiger Entscheidungsqualität der Steuerung. Das 

System steuert und der menschliche Fahrer entscheidet und trägt die Verantwortung. 

Das Eingreifen des Fahrers und die Übernahme der Steuerung, wenn dies erforderlich 

wird, wird immer vorausgesetzt. Grund hierfür ist beispielsweise, dass eine fehlerhafte 

Umfeldwahrnehmung des Systems vorliegen kann. Die Technik ist noch nicht ausgreift 

genug, um vollständig auf das System zu vertrauen. Eine Arbeitsteilung ist also auch 

aus technischer Sicht derzeit noch notwendig. Die am Markt verfügbaren Fahrerassis-

tenzsysteme sind noch nicht in der Lage das Erreichen aller Systemgrenzen von sich 

aus zu erkennen.11 

Mittlerweile geht die Technik bereits über eine bloße Unterstützung des Fahrers hinaus, 

was die Entwicklung in der Fahrzeugindustrie zeigt. Schon heute sind viele Fahrerassis-

tenzsysteme im Einsatz und fast alle Automobilhersteller arbeiten an der Vision hin zum 

autonomen Fahren. 

Volkswagen beispielsweise arbeitet an seiner IQ.DRIVE-Technik – die stellvertretend für 

alle Fahrerassistenzsysteme von Volkswagen steht – und wirbt damit, dass autonomes 

Fahren schon bald möglich sein wird. Schon jetzt kann man mit dem eingebauten Sys-

tem „Travel Assist“ automatisch die Spur wechseln. Dazu setzt man einfach den Blinker 

und das Fahrzeug fährt automatisch hinüber, sobald die Nebenspur frei ist. Mit dem 

Smartphone und dem Parkassistenten „Park Assist Plus“ kann man sogar aussteigen 

und das Fahrzeug parkt selbstständig ein. Interessant ist auch der automatische Dis-

tanzregler „ACC“, welcher ermöglicht, dass das Fahrzeug im Stau automatisch dem vo-

rangehenden Fahrzeug folgt, einen Mindestabstand hält und selbstständig bis zum Still-

stand abbremst.12 

Als weiteres Beispiel soll BMW genannt werden. Auch die Bayrischen Motorenwerke 

arbeiten seit Jahren erfolgreich an der Entwicklung hin zum autonomen Fahren. 2006 

umrundete ein BMW 3er selbstständig den Hockenheimring und seit 2011 werden auto-

matisierte Fahrzeuge auf der A9 zwischen München und Nürnberg erprobt. 2014 bewies 

BMW, dass auch das Fahren im Grenzbereich autonom möglich ist, als ein Prototyp 

                                                
11 Vgl. Maurer, Gerdes, Lenz, Winner: Autonomes Fahren, S. 549/550. 
12 https://www.volkswagen.de/de/specials/iqdrive.html?intcmp=CMSHome-hpt01-iqdrive; abgerufen am 
09.02.2019. 
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automatisiert über den Las Vegas Speedway driftete. Mit seiner autonomen Testflotte 

sammelt das Unternehmen in Deutschland, den USA, Israel und China Sensor- und 

Fahrzeugdaten von unterschiedlichsten Verkehrssituationen, die für die Absicherung, 

Simulation und Machine-Learning-Algorithmen notwendig sind. BMW wirbt sogar mit 

künstlicher Intelligenz. Das Fahrzeug soll in der Lage sein, sicher und zuverlässig in allen 

erdenklichen Fahrsituationen und für andere Verkehrsteilnehmer nachvollziehbar zu re-

agieren. Es soll die Fähigkeit besitzen, mithilfe modernster Hard- und Software Verkehrs-

situationen selbstständig zu meistern. Es soll vorausschauend fahren, die Unfallwahr-

scheinlichkeit signifikant senken und in letzter Konsequenz Unfälle sogar ganz vermei-

den. Das Fahrzeug soll lernfähig sein und seine Insassen entspannt durch Stau und 

zähfließenden Verkehr lenken.13  

Eine aktuelle „Prognos“-Studie des ADAC befasst sich mit der Einführung von Automa-

tisierungsfunktionen in der Pkw-Flotte und wagt Prognosen bis 2050. Die Studie prog-

nostiziert, dass sich automatisiertes Fahren nur langsam durchsetzen wird. Das soll vor 

allem daran liegen, dass Fahrzeuge durchschnittlich 20 Jahre im Einsatz sind und sich 

neue Technologien nur allmählich im Gesamtbestand bemerkbar machen. Laut Prog-

nose soll im optimistischen Fall immerhin der Anteil der Neufahrzeuge, bei denen sich 

der Fahrer auf den Autobahnen komplett von den Fahraufgaben abwenden kann, von 

2,4 % im Jahr 2020 auf 70 % im Jahr 2050 ansteigen. Ab 2030 sollen dann allmählich 

Pkw mit Citypilot, also der Fähigkeit, sowohl auf der Autobahn als auch innerhalb der 

Stadt allein zu fahren, auf den Straßen auftauchen. Erst nach 2040 sollen Autos in grö-

ßerer Zahl angeboten werden, die völlig autonom fahren können. Diese benötigen also 

auch auf Landstraßen keinen Fahrer mehr. Euphorie sieht damit anders aus. Jedoch 

ergibt die Einführung dieser Technologien trotzdem enorm Sinn für die Sicherheit, den 

Wirtschaftsstandort Europa und die Gesellschaft. Denn auch wirtschaftlich spielen die 

Technologien eine große Rolle. 52 % aller weltweiten Patente zum autonomen Fahren 

kommen aus Deutschland, angeführt von Bosch, Audi und Continental. Ältere oder leis-

tungseingeschränkte Menschen können besser eingebunden werden. Auch der Ein-

zelne kann seine Zeit viel effektiver oder zur Erholung nutzen. Je nach Grad der Auto-

matisierung können sich Unfallzahlen reduzieren, denn für 90 % aller Unfälle ist die Ur-

sache menschliches Versagen.14 Gemäß § 5 Abs. 3 Straßenverkehrsunfallstatistikge-

setz führt die Bundesanstalt für Straßenwesen eine Unfallstatistik. In der zuletzt veröf-

fentlichten Statistik von 2017 wurden insgesamt 2.643.098 Unfälle gezählt, mit 390.312 

                                                
13 https://www.bmw.de/de/topics/faszination-bmw/bmw-autonomes-fahren.html; abgerufen am 10.02.2019. 
14 https://www.adac.de/rund-ums-fahrzeug/autonomes-fahren/autonomes-fahren-aktuelle-technik; abgeru-
fen am 10.02.2019. 
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Verletzten und 3.180 Getöteten.15 Diese Zahlen sind sehr unbefriedigend und sollten in 

jedem Fall reduziert werden.  

Auch der Deutsche Industrie- und Handelskammertag hat eine Studie zum autonomen 

Fahren in Auftrag gegeben. Das dabei beauftragte Unternehmen KE-Consult geht in sei-

ner Studie davon aus, dass sich der Übergang hin zum fahrerlosen, vollautonomen Fah-

ren über einen längeren Zeitraum erstreckt. Es wird damit gerechnet, dass bis 2030 

hochautomatisierte Systeme und Elemente des vollautomatisierten Fahrens wie fahrer-

loses Parken genutzt werden. Dabei könnten in Deutschland rund 8,3 Mrd. Euro jährlich 

eingespart und die CO2-Emission um 6,2 Mio. Tonnen jährlich verringert werden. Lang-

fristig wird bei vollautonomem, fahrerlosem Fahren sogar mit deutlich höheren Einspa-

rungen gerechnet, bis zu 15 Mrd. Euro jährlich. Die Einsparungen ergeben sich aus der 

Summe der möglichen Effekte, die in der Studie herausgearbeitet wurden. Aufgrund der 

verkehrsangepassten und stetigen Fahrweise der automatisierten Fahrzeuge wird mit 

Kraftstoffersparnissen bis zu 15 % gerechnet. In der Endstufe des automatisierten Fah-

rens – dem fahrerlosen Fahren – wird mit einer Betriebskostenersparnis im Straßengü-

terverkehr, aufgrund des Wegfalls des Fahrpersonalbedarfs, gerechnet. Eine Untersu-

chung kalkuliert sogar mit einem Rückgang des Fahrpersonalbedarfs um 60 %. Zudem 

wird mit einer hohen Zeitkostenersparnis gerechnet. Der Verkehrsfluss wird beim auto-

matisierten Fahren optimiert, es kommt zu weniger Staus und hohen Zeitersparnissen. 

Auch durch Sicherheitsgewinne lassen sich Kosten sparen. Unfälle an sich und auch die 

Unfallschwere sollen wesentlich minimiert werden, dadurch verringern sich die Unfall-

zahlen und die Zahl der Verletzten und Getöteten, was wiederum ebenfalls zu Kosten-

ersparnissen führt. Ein weiterer positiver Effekt ist die positive Raumwirkung, gerade für 

den ländlichen, dünnbesiedelten Raum. Das automatisierte Fahren verbessert die Zu-

gänglichkeit, Erreichbarkeit und Attraktivität dieser Region und entlastet damit zugleich 

die Großstädte. Auch könnte der Bedarf an städtischen Stellplätzen verringert werden, 

da die automatisierten Fahrzeuge außerhalb der Stadtzentren geparkt werden. Die frei-

werdenden Parkplatzkapazitäten könnten für den fließenden Verkehr, ökonomische Ak-

tivitäten oder Freizeitaktivitäten genutzt werden. Allerdings wurden nicht nur positive, 

sondern auch zwei negative Effekte herausgearbeitet, die beachtet werden sollten. Zum 

einen betrifft dies die IT-Sicherheit und den Datenschutz. Das automatisierte Fahren 

führt zu zusätzlichen Daten- und Informationsflüssen. Es müssen Datenschutzrichtlinien 

eingehalten werden und zugleich die Fahrzeuge gegen Datenmanipulationen, wie Ha-

ckerangriffe, geschützt werden. Zum anderen kann das automatisierte Fahren zu zu-

sätzlichem Verkehr – sogenanntem induziertem Verkehr – führen. Die Attraktivität des 

                                                
15 https://www.bast.de/BASt_2017/DE/Publikationen/Medien/VU-Daten/VU.html?nn=1816506; abgerufen 
am 11.02.2019. 



 10

Fahrens im motorisierten Individualverkehr wird erhöht und schwächt damit Einsparef-

fekte ab.16 

2.3 Kritiken  

Auch wenn das automatisierte Fahren zu weniger Unfällen führen soll, wird es auch wei-

terhin dazu kommen. Dies wird auf drei unterschiedliche Ursachen zurückgeführt. Zum 

einen kann es sein, dass der Algorithmus nicht fehlerfrei arbeitet oder die Hardware ei-

nen Defekt aufweist. Zum anderen könnte die Ursache im Fahrzeug an sich liegen, bei-

spielsweise kommt es zu einem Unfall durch einen platzenden Reifen oder plötzliches 

Bremsversagen. Als letzte Fehlerkategorie werden die Dilemma-Situationen genannt.17 

Die „Zeit“ formuliert die Dilemma-Situation treffend mit folgenden Worten: „Das Auto, das 

entscheiden muss, ob es Alte oder Kinder überfährt“18. Die Kernfrage hierbei ist, wie sich 

selbstfahrende Autos in Unfallsituationen verhalten sollen. „Wie soll sich der Wagen ver-

halten, wenn ein Unfall nicht mehr zu verhindern ist? Soll er geradeaus weiterfahren und 

dabei ein älteres Ehepaar überfahren oder soll er die Spur wechseln, wobei er eine Mut-

ter mit Kinderwagen erwischen würde? Ist es besser, eine Sportlerin oder zwei Obdach-

lose in einem Unfall zu töten?“19 Forscher haben ein Onlinespiel entwickelt – „Moral Ma-

chine“ –, bei dem sie derartige Fragen eingearbeitet haben. Auch wenn die Umfrage 

nicht repräsentativ ist, weil beispielsweise überproportional junge Männer daran teilge-

nommen haben, so wurden doch immerhin rund 40 Millionen Entscheidungen getroffen. 

Die Mehrheit der Teilnehmer würde eher Kinder und Ältere verschonen sowie eher Men-

schen als Tieren ausweichen. Interessant ist, dass die Ergebnisse regionale und kultu-

relle Unterschiede aufweisen. In den asiatischen Ländern ist beispielsweise der Respekt 

vor älteren Menschen höher als vor den jüngeren, so dass sie eher die letztere Gruppe 

nicht verschonen würden. Mittel- und Südamerikaner würden viel eher aktiv in den Fahr-

vorgang eingreifen wollen, als es die Europäer und Nordamerikaner tun würden. Die 

Forscher erhoffen sich von den Ergebnissen Entscheidungshilfen zur Programmierung 

der Software. Natürlich gibt es eine Reihe an Kritiken zu dem „Spiel“. Es könne daraus 

nichts über die Zulässigkeit der ethischen Normen gelernt werden und Dilemma-Situati-

onen habe es auch schon vorher gegeben. Die deutsche Ethikkommission hat 2017 Re-

geln vorgeschlagen, nach denen beispielsweise die Qualifizierung nach persönlichen 

                                                
16 https://www.dihk.de/ressourcen/downloads/studie-autonomes-fahren-kurzfassung.pdf, abgerufen am 
19.02.2019. 
17 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 345. 
18 https://www.zeit.de/digital/2018-10/autonomes-fahren-kuenstliche-intelligenz-moralisches-dilemma-un-
fall; abgerufen am 19.02.2019. 
19 https://www.zeit.de/digital/2018-10/autonomes-fahren-kuenstliche-intelligenz-moralisches-dilemma-un-
fall; abgerufen am 19.02.2019. 
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Merkmalen, wie Alter, Geschlecht, körperlicher oder geistiger Konstitution, bei unaus-

weichlichen Unfallsituationen untersagt ist.20 

Regeln mögen darstellbar sein, lösen aber das Dilemma nicht auf. Es macht vielmehr 

dreierlei Aspekte deutlich. Zum einen lässt es sich nur durch ein (Wert-)Urteil erfassen 

und aufheben. Die Entscheidung darüber, wie es aufgelöst wird, bedarf guter Gründe 

zur Rechtfertigung und Akzeptanz dieser Entscheidung. Zum zweiten ist es Aufgabe der 

Gerichte, im Nachhinein zu überprüfen, ob die Entscheidung zur Auflösung des Dilem-

mas richtig war. Geht man davon aus, dass die Entscheidung in einem Dilemma durch 

einen Algorithmus erfassbar wäre, stellt jede Einzelfallentscheidung des Gerichts zu-

gleich auch eine Entscheidung über den jeweiligen Algorithmus dar. Eine allgemein gül-

tige Entscheidung über den Algorithmus kann jedoch nicht Gegenstand der Gerichte 

sein. Man kann diese ethischen Grundentscheidungen aber auch nicht den Fahrzeug-

herstellern überlassen. Diese würden vermutlich – auch unter Imagegesichtspunkten – 

das Leben der Insassen des vollautomatisierten Fahrzeugs priorisieren. Letztlich macht 

es deutlich, dass sich ohne eine gesetzliche Regelung das Dilemma nicht auflösen lässt. 

Fraglich ist jedoch, wie es dem Gesetzgeber gelingen kann, derartige gesetzliche Rege-

lungen zu den Algorithmen zu erlassen, die mit der Verfassung im Einklang stehen. Der 

Staat ist einerseits verpflichtet jedes menschliche Leben zu schützen und darf jedoch 

andererseits nicht durch eigene Maßnahmen in das Grundrecht auf Leben eingreifen. 

Diesen Konflikt konnte auch das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom 

15. Februar 2006 zur Zulässigkeit des Luftsicherheitsgesetz nicht klären.21 

Die Dilemma-Situation kann also noch nicht zufriedenstellend aufgelöst werden und wird 

die Forscher und Techniker weiterhin enorm beschäftigen. Eine Frage, die sich mir in 

diesem Zusammenhang ebenfalls stellt, lautet: Wie erkennt das Auto Alter oder Ge-

schlecht einer Person sowie deren Position in der Gesellschaft? Auf diese Frage lässt 

sich bisher keine Antwort finden. Möglicherweise müssten die Fahrzeuge dann mit Ge-

sichtserkennungssoftware oder Ähnlichem ausgestattet werden, was sowohl aus ethi-

scher und moralischer Sicht, sowie aus Datenschutzgründen nicht vorstellbar ist. 

Durch die Panne einer solchen Bilderkennungssoftware kam es in den USA zum ersten 

tödlichen Unfall mit einem automatisierten Fahrzeug. Eine 49-jährige Frau schob ihr 

Fahrrad im Dunkeln über die Straße, während das selbstfahrende Auto des Fahrdienst-

leisters Uber ungebremst weiterfuhr. Die Testfahrerin achtete nicht auf die Straße. Bei 

der Analyse des Vorfalls kam heraus, dass die Sensoren das Fahrrad und die Frau zwar 

registriert hatten, jedoch nicht als Mensch, sondern als „False-positive“-Objekt (= Fehler 

                                                
20 https://www.zeit.de/digital/2018-10/autonomes-fahren-kuenstliche-intelligenz-moralisches-dilemma-un-
fall; abgerufen am 19.02.2019.  
21 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 346–348. 
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1. und 2. Art). In diese Kategorie von Objekten fallen eigentlich Plastiktüten oder Zeitun-

gen, die durch die Luft wehen und vom Fahrzeug ignoriert werden können. Die Technik 

entwickelt sich zwar rasant weiter, jedoch zeigen Studien, dass auch bei vermeintlich 

leichten Aufgaben, wie dem Erkennen von Verkehrsschildern, die Softwaresysteme 

schnell danebenliegen und die künstliche Intelligenz versagen kann. Problematisch wird 

es meist, wenn am Verkehrsschild Sticker oder Graffiti angebracht sind. Die Software 

klassifiziert diese Schilder dann oft falsch oder erkennt sie nicht.22 

Auch Tesla machte 2018 Schlagzeilen wegen mehrerer Unfälle in den USA. Anfang 

2018 wurden drei Fälle bekannt, bei denen ein Tesla-Fahrzeug mit eingeschaltetem Au-

topiloten auf der Fahrbahn stehende Einsatzfahrzeuge aufgefahren ist. Im Silicon Valley 

kam es sogar zu einem tödlichen Unfall, weil der Fahrer mit eingeschaltetem Assistenz-

system auf einen Betonpoller aufgefahren ist. Tesla warnte jedoch davor, sich vollstän-

dig auf das Assistenzsystem zu verlassen. Der Fahrer müsse trotz Autopiloten jederzeit 

die Kontrolle über sein Fahrzeug behalten.23 

2.4 Rechtliche Rahmenbedingungen 

Zunächst sind rechtliche Grundlagen notwendig, um die Entwicklung autonomer Fahr-

zeuge voranzutreiben und diese auch im Straßenverkehr zur Benutzung zu zulassen. 

Grundsätzlich sind Verfassung und Grundrechte technologieoffen, so dass die Erfor-

schung neuer Technologien der autonomen Fahrzeuge durch Art. 5 Abs. 3 GG abge-

deckt ist. Resultierend aus den Schutzgedanken und Schutzpflichten des Staates, könn-

ten jedoch mehrere Aspekte gegen die Zulassung von autonomen Fahrzeugen spre-

chen. Der Staat ist verpflichtet das Leben und die Unversehrtheit seine Bürger zu schüt-

zen. Fraglich ist ob autonome Fahrzeuge zu einer erhöhten Gefahr für andere Verkehrs-

teilnehmer führen und ob sie den Verkehr wirklich sicherer oder eher unsicherer ma-

chen.24 

Dazu ist Artikel 2 Abs. 2 Grundgesetz zu nennen. Der sachliche Schutzbereich umfasst 

den Schutz jedes Menschen nicht nur vor gezielter Tötung, sondern auch vor unbeab-

sichtigten Verhaltensweisen – beispielsweise Unfallfolgen –, die den Tod herbeiführen. 

Der Kraftfahrzeugverkehr stellt damit einen Eingriff in das Grundrecht dar. Zu rechtferti-

gen ist dies eventuell mit dem Mobilitätsbedürfnis anderer Grundrechtsträger und der 

Bereitschaft, die Gefahren um des Nutzens willen in Kauf zu nehmen. Wobei diese Ar-

gumentation nicht allgemein gültig ist. Wenn man argumentiert, dass motorisierte Ver-

kehrsteilnehmer bereit sind, erhöhte Risiken des Kraftfahrzeugverkehrs zu tragen, die 

                                                
22 https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/unfall-von-uber-fahrzeug-autonomes-auto-verwechselte-frau-mit-
plastiktuete/21256792.html; abgerufen am 20.02.2019. 
23 https://www.tagesschau.de/ausland/tesla-unfall-113.html; abgerufen am 20.02.2019. 
24 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 257. 
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sie selbst schaffen, so lässt sich die Argumentation jedoch nicht auf Fußgänger oder 

Radfahrer übertragen. Diese haben einen erheblichen Anteil am gesamten Straßenver-

kehrsunfallgeschehen in Deutschland.25 Unter den im Jahr 2017 im Straßenverkehr ge-

töteten Personen sind 483 Fußgänger und 382 Fahrradfahrer.26 

Die bereits in einem vorangegangenen Abschnitt angesprochene „Prognos“-Studie sieht 

die rechtlichen Aspekte als eines von vier Hemmnissen der Einführung des autonomen 

Fahrzeugs. Nach aktueller Rechtsprechung – insbesondere der StVO – sind hohe Auto-

matisierungsstufen derzeit gesetzlich untersagt. Wann die legislativen Grundvorausset-

zungen dafür geschaffen werden sollen – auch international im Wiener Übereinkommen 

–, ist bislang unklar.27 

Der Bundestag hat in seinem Beschluss vom 30. März 2017 ein Gesetz zur Änderung 

des Straßenverkehrsgesetzes bezüglich der Regelungen zum Fahren von Autos mit 

hoch- und vollautomatisierten Fahrfunktionen verabschiedet, welches zum 21. Juni 2017 

in Kraft getreten ist. CDU/CSU und die SPD stimmten der Vorlage zu, während die Frak-

tionen Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke dagegen stimmten. Der Gesetzgeber hat 

damit Regelungen zum Zusammenwirken zwischen Fahrzeugführer und dem Kraftfahr-

zeug mit automatisierten Fahrfunktionen geschaffen. Kraftfahrzeuge mit weiterentwickel-

ten hoch- oder vollautomatisierten Systemen können danach im Verkehr auf öffentlichen 

Straßen in der Form eingesetzt und genutzt werden, insofern der Fahrzeugführer dem 

technischen System in bestimmten Situationen die Fahrzeugsteuerung übergeben kann. 

Der damalige Bundesverkehrsminister Alexander Dobrindt (CSU) sagte, dass man mit 

dem Gesetz zeigen wolle, dass automatisiertes Fahren möglich ist. Dazu wolle man 

„erstmals in der Welt“28 rechtliche Voraussetzungen dafür herstellen. Er sagte: „Wir 

schaffen eine rechtliche Gleichstellung zwischen dem menschlichen Fahrer und dem 

Computer als Fahrer“29, zudem würden die Haftungsfragen geklärt: „Wenn der automa-

tisierte Modus das Fahrzeug steuert, liegt die Haftung beim Hersteller.“30 Er sprach von 

grundlegenden Veränderungen der Mobilität, mit der Folge einer geringeren Zahl von 

                                                
25 Vgl. Maurer, Gerdes, Lenz, Winner: Autonomes Fahren, S. 546–548. 
26 https://www.bast.de/BASt_2017/DE/Publikationen/Medien/VU-Daten/VU.html?nn=1816506; abgerufen 
am 11.02.2019. 
27 Vgl. „Prognos“-Studie: Einführung von Automatisierungsfunktionen in der Pkw-Flotte, S. 1. 
28 https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2017/kw13-de-automatisiertes-fahren/499928; abgeru-
fen am 25.02.2019. 
29 https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2017/kw13-de-automatisiertes-fahren/499928; abgeru-
fen am 25.02.2019. 
30 https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2017/kw13-de-automatisiertes-fahren/499928; abgeru-
fen am 25.02.2019. 
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Unfällen und Staus. Zudem wolle man, dass Deutschland bei dieser technologischen 

Revolution an der Spitze steht.31 

Nach § 1a StVG wird die Verwendung von Kraftfahrzeugen mit hoch- oder vollautomati-

sierten Fahrfunktionen erlaubt. Dabei werden an das System im Absatz 2 dieses Para-

graphen bestimmte Anforderungen gestellt, beispielsweise dass das System übersteu-

erbar sein muss und den Verkehrsvorschriften entspricht. Zudem muss das System die 

Erforderlichkeit der Übernahme durch den Fahrer erkennen können und dies mit ausrei-

chend zeitlichem Vorlauf eindeutig signalisieren. Der Hersteller ist verpflichtet, in der 

Systembeschreibung zu erklären, dass das Fahrzeug diesen Voraussetzungen ent-

spricht. Im Absatz 4 wird klargestellt, dass der Fahrzeugführer auch Fahrzeugführer 

bleibt, wenn er das System verwendet. In § 1b StVG wurden die Rechte und Pflichten 

des Fahrzeugführers verankert, die an späterer Stelle erläutert werden (Abschnitt 4.1.2). 

Auch § 12 StVG wurde dahingehend geändert, dass die Haftungshöchstbeträge verdop-

pelt werden, sobald es sich um einen Unfall mit Systemfehler unter der Beteiligung von 

hoch- oder vollautomatisierten Fahrzeugen handelt. § 63a StVG wurde für die Datener-

fassung und -speicherung erlassen. Er berechtigt beispielsweise die zuständigen Behör-

den, Verkehrsverstöße nach Landesrecht aufgrund dieser Daten zu ahnden. Dabei sol-

len an die Behörden nur für den Verstoß relevante Daten übermittelt werden. Der Fahr-

zeughalter wird jedoch auch verpflichtet, diese Daten an Dritte zu übermitteln, wenn sie 

zur Geltendmachung, Befriedigung oder Abwehr von Rechtsansprüchen im Zusammen-

hang mit einem Haftungsfall nach § 7 Abs. 1 StVG erforderlich sind und das Fahrzeug 

an diesem Ereignis beteiligt war. Die Daten sind grundsätzlich nach sechs Monaten zu 

löschen, es sei denn, das Fahrzeug war an einem Ereignis nach § 7 Abs. 1 StVG betei-

ligt. In diesem Fall sind die Daten nach drei Jahren zu löschen und können gegebenen-

falls zur Unfallforschung anonymisiert an Dritte weitergegeben werden. Schließlich er-

mächtigt § 63b StVG das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur im 

Benehmen mit der Beauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, zur 

Durchführung der Regelungen des § 63a StVG Rechtsverordnungen zu erlassen.32 

Dieses Änderungsgesetz ist auf erhebliche Kritiken gestoßen. Dem Gesetzgeber wird 

vorgehalten, dass er nur das automatisierte, fahrergestützte und nicht das autonome, 

fahrerlose Fahren zugelassen habe und damit eben nicht den Weg für Deutschland als 

Vorreiter auf diesem Gebiet ebne. In China und den USA ist der Einsatz autonomer 

Fahrzeuge bereits erlaubt, wobei hier gesagt werden muss, dass dies vielleicht zu vor-

schnell passierte, wenn man an die Unfälle von Tesla- und Uber-Fahrzeugen in den USA 

                                                
31 https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2017/kw13-de-automatisiertes-fahren/499928; abgeru-
fen am 25.02.2019. 
32 Gesetzesentwurf 18/11300, Änderungsantrag zu der zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundes-
regierung 18/11786; abgerufen am 25.02.2019. 
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denkt. Der Bundesregierung ist durchaus bewusst, dass noch Änderungen eingearbeitet 

werden müssen. Daher hat sie im § 1c StVG angeordnet, dass mit Ablauf des Jahres 

2019 weitere gesetzgeberische Schritte folgen und die bereits erlassenen Paragraphen 

an die technische Entwicklung angepasst werden. Scheinbar musste das Gesetz eilig 

erlassen werden, da im Sommer 2017 die Legislaturperiode endete. Auffallend ist 

ebenso, dass der Gesetzgeber keine Änderungen im Haftungsrecht vorgenommen hat 

und damit die Hersteller zu Lasten der Halter und Fahrer begünstigt.33 

Verfassungsrechtlich stellt sich insbesondere die Frage nach einer gesetzlichen Rege-

lung für die Dilemma-Situation. Während bei einem reinen drohenden Sachschaden die 

Maxime gilt dass das Auto stets versuchen sollte, zunächst den Unfall zu vermeiden und 

sofern dies aussichtlos ist, den kleineren Schaden zu wählen, verhält sich die Situation 

anders wenn es um die Abwägung von Menschenleben geht. Die quantitative Abwägung 

von Menschenleben gegenüber anderen Menschenleben würde gegen die Menschen-

würde aus Art. 1 Abs. 1 GG, sowie gegen das Recht auf Leben und körperliche Unver-

sehrtheit aus Art. 2 Abs. Satz 1 GG verstoßen. Dabei ist wiederum auf das Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 2006 zur Nichtigkeit der Abschussermächti-

gung im Luftsicherheitsgesetz zu verweisen.34 Bei diesem Urteil musste das Gericht ent-

scheiden, ob in der Situation, in der ein Luftfahrzeug zu einer Angriffswaffe umfunktio-

niert wird, dieses als letzte Möglichkeit zur Abwehr abgeschossen werden darf. Hilflose 

Menschen in dem Flugzeug würden damit getötet, um andere Menschen zu retten. Das 

Gericht entschied, dass der § 14 Abs. 3 des Luftsicherheitsgesetzes, der diesen Ab-

schuss erlaubt hätte, nicht mit Art. 2 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit Art. 87a Abs. 2 und 

Art. 35 Abs. 2 und 3 sowie in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 des Grundgesetzes vereinbar 

und damit nichtig ist. Das Gericht führte dazu aus, dass das menschliche Leben die vitale 

Basis der Menschenwürde ist und obersten Verfassungswert hat. Ohne Rücksicht auf 

seine Eigenschaften, seinen körperlichen oder geistigen Zustand, seine Leistungen oder 

seinen sozialen Status, besitzt jeder Mensch als Person, Würde, die ihm nicht genom-

men werden darf. Dem Staat ist es einerseits untersagt durch eigene Maßnahmen unter 

Verstoß gegen das Verbot der Missachtung der menschlichen Würde in das Grundrecht 

auf Leben einzugreifen und anderseits geboten jedes menschliche Leben zu schützen. 

Der Staat ist verpflichtet sich schützend und fördernd vor das Leben jedes Einzelnen zu 

stellen und es auch vor rechtswidrigen An- und Eingriffen seitens Dritter zu bewahren. 

Daher ist das vorsätzliche Töten unschuldiger Passagiere eines entführten Luftfahr-

zeugs, auch wenn sich diese in einer hoffnungslosen Lage befinden und das Leben an-

                                                
33 Vgl. Freise: VersR 2019, S. 68. 
34 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 263. 
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derer Menschen mit dessen Abschuss gerettet werden könnte, auf Grundlage einer ge-

setzlichen Ermächtigung unter Geltung des Art. 1 Abs. 1 GG unvorstellbar. Der Gesetz-

geber ist nicht befugt derartige Maßnahmen, wie die Abschussermächtigung die in § 14 

Abs. 3 LuftSiG geregelt werden sollte, auf diese Weise als rechtmäßig zu qualifizieren 

und zu erlauben. Sie steht nicht mit der Verfassung im Einklang.35 Die Situation der Men-

schen im Flugzeug ist vergleichbar mit der Lage des Fahrers eines autonomen Fahrzeu-

ges, da auch dieser in einer Notfallsituation womöglich keine selbstbestimmte Handlung 

mehr vornehmen kann. Es lässt sich daraus ableiten, dass es der Menschenwürde wi-

dersprechen würde, wenn der Gesetzgeber vorschreiben würde, den Algorithmus so zu 

programmieren, dass ein Menschenleben hinter einem anderen zurücktritt. Auch wenn 

der Staat jedes menschliche Leben schützen muss, so muss dies auch stets mit der 

Verfassung vereinbar sein. Eine Abwägung von Leben gegen Leben, egal welchen Ver-

hältnisses, würde einen eindeutigen Verstoß gegen das Grundgesetz darstellen. Der 

Gesetzgeber kann dieses rechtliche Dilemma somit nicht auflösen.36 

Eine weitere rechtlich interessante Frage ist, ob sich überhaupt eine aufsichtspflichtige 

Person im Fahrzeug befinden muss, wenn die Anwesenheit eines Fahrers nicht mehr für 

die Ausführung der Fahraufgabe benötigt wird. Dies ist beispielsweise für die Mobilitäts-

wünsche von Kindern interessant. Dies wäre allerdings an sich nur möglich mit einem 

„Vehicle-on-Demand“ – einem Fahrroboter. Jedoch setzt selbst der „Vollautomat mit Ver-

fügbarkeitsfahrer“ die Anwesenheit eines Fahrers voraus, um nicht freigegebene Ver-

kehrsbereiche oder vom autonomen Fahren ausgenommene Streckenabschnitte befah-

ren zu können. Das „Vehicle-on-Demand“ weist bereits jetzt keinen Fahrerraum mehr 

auf, sondern einen völlig frei gestalteten Innenraum. Die Gefahren und Auswirkungen 

der Nutzung dieses Fahrzeugs beschränken sich also auf den Innenraum und haben mit 

dem eigentlichen Straßenverkehrsraum nichts zu tun. Die Aufsichtspflicht müsste also 

für diesen Bereich geklärt werden. Denkbar sind auch Fahrzeuge, die noch einen Fah-

rerplatz aufweisen. Hier besteht die Gefahr, dass die Bedienelemente durch die Kinder 

fehl- oder übersteuert werden. Die rechtliche Frage der Aufsichtspflicht ist also nicht von 

der Einführung autonomer Fahrzeuge abhängig, sondern muss für sich entschieden wer-

den. Schon heute können Schadensersatzpflichten durch Verletzung der Aufsichtspflich-

ten herbeigeführt werden, aus § 832 BGB – Haftung des Aufsichtspflichtigen. Es besteht 

eine gesetzliche Aufsichtspflicht der Eltern im Rahmen der elterlichen Sorge aus den 

§§ 1626 ff. BGB. Angesichts einer Voraussehbarkeit schädigenden Verhaltens im Ein-

zelfall ergibt sich die Intensität der Aufsichtspflicht anhand von Alter, Eigenart, Charakter, 

Kenntnissen und Fähigkeiten des Kindes. Wird diese Pflicht verletzt und kommt es zu 

                                                
35 BVerfG, Urteil vom 15.02.2006 – 1 BvR 357/05, Rn. 119, 120, 130. 
36 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 264/265. 
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einem Schaden, kann sich ein Schadensersatzanspruch gegen die Sorgeberechtigten 

ergeben. Insoweit könnte dieser Aspekt auch beim autonomen Fahren eine Rolle spie-

len. Rechtlicher Änderungsbedarf ist aber aktuell nicht ersichtlich.37 

  

                                                
37 Vgl. Maurer, Gerdes, Lenz, Winner: Autonomes Fahren, S. 571/572. 
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3 Zivilrechtliche Haftung des Halters 

Zunächst wird die Haftung des Halters betrachtet. Mögliche Anspruchsgrundlagen für 

dessen Haftung sind § 7 Abs. 1 StVG und die §§ 823 ff. BGB.38  

3.1 Halterhaftung gemäß § 7 Abs. 1 StVG 

In § 7 StVG ist die Haftung des KFZ-Halters als Gefährdungshaftung ausgestaltet.39 Der 

Gefährdungshaftung liegt der Gedanke zugrunde, dass derjenige, der im eigenen Inte-

resse Gefahrenquellen schafft, auch für die Schäden die daraus folgen haftet. Im Stra-

ßenverkehr ist sie relevant für die Schäden, die durch den Betrieb eines Kraftfahrzeugs 

entstehen.40 

Grundsätzlich heißt es im § 7 Abs. 1 StVG „Wird bei dem Betrieb eines Kraftfahrzeugs 

[…] ein Mensch getötet, der Körper oder die Gesundheit eines Menschen verletzt oder 

eine Sache beschädigt, so ist der Halter verpflichtet, dem Verletzten den daraus entste-

henden Schaden zu ersetzen.“41 Die Haftung des Halters ergibt sich also rein aus dem 

Betriebsrisikos des Fahrzeugs, welches sich zum Schadensfall verwirklicht hat. Es reicht 

aus, dass das Fahrzeug durch seine Fahrweise oder sonstige Verkehrsbeeinflussung 

zur Schadensentstehung beigetragen hat. Auf die Teilnahme am Straßenverkehr durch 

den Halter selbst kommt es ebenso wenig an wie auf sein persönliches Fehlverhalten 

oder Verschulden.42  

3.1.1 Haftungsbegründende Merkmale 

Die haftungsbegründenden Merkmale aus § 7 Abs. 1 StVG – Betrieb, Kraftfahrzeug, 

Unfall, Personenschaden oder Sachschaden, Halter – hat der Geschädigte zu bewei-

sen.43  

Als „Betrieb“ gilt nach herrschender verkehrstechnischer Auffassung das Bewegen oder 

Ruhen aller Kfz, die sich im öffentlichen Verkehrsbereich befinden. Der Betrieb beginnt 

mit Ingangsetzung des Motors und endet mit Motorstillstand außerhalb des öffentlichen 

Verkehrsbereiches. Fahrzweck und Fahrerabsicht sind irrelevant. Außerhalb des öffent-

lichen Verkehrsbereiches sieht die maschinentechnische Auffassung als Betrieb eines 

Kfz an, solange sich der Motor des Kfz oder eine seiner Betriebseinrichtungen bewegt. 

Dies ist beispielsweise für Unfälle auf Fabrikgeländen relevant.44 Ein interessantes Bei-

spiel zur weiten Auslegung des „Betriebes“ eines Fahrzeugs liefert das Urteil des BGH 

                                                
38 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 77–86. 
39 Vgl. Greger: Haftungsrecht des Straßenverkehrs, S. 34. 
40 Vgl. Buschbell: Straßenverkehrsrecht, S. 527, Rn. 8. 
41 Hentschel, König, Dauer: Straßenverkehrsrecht, S. 145. 
42 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 77. 
43 Vgl. Greger: Haftungsrecht des Straßenverkehrs, S. 35, Rn. 6. 
44 Vgl. Hentschel, König, Dauer: Straßenverkehrsrecht, S. 149, Rn. 5, 5a. 
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vom 21. Januar 2014. In dem Fall ging es darum, dass die Beklagte ihren Pkw morgens 

in der Tiefgarage abstellte und dieser nachts aufgrund Selbstentzündung durch einen 

technischen Defekt in Brand geriet und dabei den Pkw des Klägers beschädigte. Bei der 

Frage, ob es sich für die Beurteilung eines Schadensersatzanspruches nach § 7 Abs. 1 

StVG um den Betrieb des Fahrzeugs handelte, argumentierte das Gericht so: „Für eine 

Zurechnung der Betriebsgefahr genügt der nahe zeitliche und örtliche Zusammenhang 

des Schadensereignisses mit einer bestimmten Betriebseinrichtung des Kraftahrzeuges. 

[…] Unter normativer Betrachtung des weiten Schutzzwecks der Norm greife § 7 Abs. 1 

StVG erst dann nicht mehr ein, wenn die Fortbewegungs- und Transportfunktion des 

Kraftfahrzeugs keine Rolle mehr spiele. Hieraus ergebe sich jedoch nicht, dass der ur-

sächliche Zusammenhang von Schadensereignis und Betrieb des Kraftfahrzeuges durch 

den Zeitraum zwischen Beginn und Ende einer Fahrt begrenzt werde. Spezifische von 

einem Kraftfahrzeug ausgehende Gefahren könnten ebenso aus den für die Fortbewe-

gungs- und Transportfunktion des Fahrzeugs erforderlichen Betriebseinrichtungen er-

wachsen, was auch nach dem Abstellen des Kraftfahrzeugs gelte.“45 

Kraftfahrzeuge sind alle Landfahrzeuge, die durch Maschinenkraft bewegt werden, nicht 

an Bahngleisen gebunden sind und auch sonst nicht fest mit dem Erdboden verbunden 

sind. Sie müssen fortbewegt werden können. Ebenso sind andere selbstfahrende Ar-

beitsmaschinen explizit mit in die Begriffserklärung aufgenommen.46 

Unfälle im Sinne des Straßenverkehrsgesetz sind plötzlich eintretende Ereignisse, die 

Schäden an Menschen oder Sachen verursachen.47 

Ein Personenschaden kann in der Tötung oder der Verletzung des Körpers oder der 

Gesundheit eines Menschen liegen.48 

Sachschäden können grundsätzlich unter dem Schutz der Gefährdungshaftung nur an 

Sachen außerhalb des Kfz auftreten. Die Haftung erstreckt sich auf Beschädigungen, 

die eine nachhaltige Veränderung der Sache mit sich bringen oder die völlige Vernich-

tung und den damit einhergehenden Besitzverlust. Keine Beschädigung hingehend ist 

die bloße Beeinträchtigung der Nutzbarkeit der Sache. Eine Haftung begründen können 

zudem die Beeinträchtigungen eines Besitzrechts oder eines Aneignungsrechts.49 

Für den Halterbegriff wird im Straßenverkehrsrecht einheitlich § 833 BGB, der die Haf-

tung des Tierhalters behandelt, analog verwendet.50 Halter ist demnach derjenige, der 

                                                
45 BGH 6. Zivilsenat, Urteil vom 21.02.1014 – VI ZR 253/13, Rn. 3. 
46 Vgl. Hentschel, König, Dauer: Straßenverkehrsrecht, S. 42, Rn. 2. 
47 Vgl. Greger: Haftungsrecht des Straßenverkehrs, S. 40, Rn. 26. 
48 Vgl. Greger: Haftungsrecht des Straßenverkehrs, S. 42, Rn. 33. 
49 Vgl. Greger: Haftungsrecht des Straßenverkehrs, S. 45/46, Rn. 44–48. 
50 Vgl. Maurer, Gerdes, Lenz, Winner: Autonomes Fahren, S. 567. 



 20

das Kfz auf eigene Rechnung nutzt, die Kosten bestreitet, die tatsächliche Verfügungs-

gewalt über das Fahrzeug ausübt und den Nutzen aus der Fahrzeugverwendung zieht.51 

Nach geltendem Recht ist es ebenso widerspruchsfrei möglich auch fahrerlosen Fahr-

zeugen einen Halter zu zuordnen. Der Gegenstand der Halterverantwortung ändert sich 

jedoch durch autonome Fahrzeuge. Dadurch, dass das Fahrerassistenzsystem die Fahr-

zeugsteuerung übernimmt, ergibt sich eine neue Steuerungsqualität, die zivilrechtliche 

Haftung auslöst.52 

3.1.2 Exkulpationsmöglichkeiten 

Im § 7 Abs. 2 und 3 StVG sind zwei Exkulpationsmöglichkeiten für den Halter vorgese-

hen. 

Demnach müsste es sich nach § 7 Abs. 2 StVG um einen Unfall handeln, der durch 

höhere Gewalt verursacht wird. Damit werden Drittereignisse gemeint, die mit dem Fahr-

zeugbetrieb an sich nichts zu tun haben und daher rechtlich nicht dem Fahrzeug zuzu-

rechnen sind. Höhere Gewalt kann ein außergewöhnliches, betriebsfremdes, von außen 

durch elementare Naturkräfte oder durch die Handlung Dritter herbeigeführtes und un-

vorhersehbares Ereignis sein. § 17 Abs. 3 StVG definiert ein unabwendbares Ereignis 

legal als eine Ursache, die weder auf einem Fehler der Beschaffenheit des Fahrzeugs 

noch auf einem Versagen seiner Vorrichtungen beruht.53 Somit scheidet Exkulpation des 

Halters wegen Fehlfunktionen eines technischen Systems und damit auch die eines Fah-

rerassistenzsystems als Fall höherer Gewalt oder als unabwendbares Ereignis aus. In-

soweit liegen auch beim (teil-) automatisierten Fahren die Voraussetzungen für eine Hal-

terhaftung vor. Das Fahrerassistenzsystem gehört zum Fahrzeug und ist damit kein von 

außen einwirkendes Ereignis. Deshalb kann es von vornherein nicht unter den Begriff 

der höheren Gewalt fallen. Ebenso gilt dies für den Begriff des unabwendbaren Ereig-

nisses. Fraglich ist, ob der Halter beim Einsatz von (teil-)automatisierten Fahrerassis-

tenzsystemen für die Fehlfunktionen und schlussendlich die Produktfehler des Herstel-

lers verantwortlich gemacht werden kann, da die Ursachen nicht mehr ausschließlich auf 

schuldhaftes Fehlverhalten des menschlichen Fahrers zurückzuführen sind. Durch die 

Übernahme von Fahraufgaben durch die Fahrerassistenzsysteme verschiebt sich die 

Verantwortlichkeit für Verkehrsunfälle vom menschlichen Fahrer auf das Fahrerassis-

tenzsystem und dadurch auf den Hersteller. Das Fahrzeug selbst wird dadurch quasi zu 

einem „selbstständigen Teilnehmer am Straßenverkehr“.54 

                                                
51 Vgl. Hentschel, König, Dauer: Straßenverkehrsrecht, S. 155, Rn. 14. 
52 Vgl. Maurer, Gerdes, Lenz, Winner: Autonomes Fahren, S. 567. 
53 Vgl. Hentschel, König, Dauer: Straßenverkehrsrecht, S. 145, 159, Rn. 32, S. 256. 
54 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 77–79. 
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Damit könnte eine Exkulpation des Halters nach § 7 Abs. 3 StVG in Frage kommen. In 

Satz 1 heißt es: „Benutzt jemand das Fahrzeug ohne Wissen und Willen des Fahrzeug-

halters, so ist er anstelle des Halters zum Ersatz des Schadens verpflichtet; daneben 

bleibt der Halter zum Ersatz des Schadens verpflichtet, wenn die Benutzung des Fahr-

zeugs durch sein Verschulden ermöglicht worden ist.“55 Danach haftet der Halter also 

nur, wenn ein Fahrer sein Kfz mit seinem Wissen und Wollen benutzt hat. Dafür reicht 

es aus, wenn er sein Fahrzeug einem anderen Benutzer überlassen hat und dadurch 

generell erlaubt, es im Straßenverkehr zu führen. Auch wenn nicht mehr der menschliche 

Fahrer das Fahrzeug steuert, sondern das Fahrerassistenzsystem, verwirklicht sich das 

Gefahrenpotenzial des Fahrzeugs als Fortbewegungsmittel. Auch beim autonomen Fah-

ren prägt das Fahrzeug das Schadensgeschehen mit und die Betriebsgefahr des Fahr-

zeugs im Sinne des § 7 Abs. 1 StVG verwirklicht sich. Auch wenn Halter und Fahrer kein 

Verschulden am Unfall trifft, ist es Sinn und Zweck der Halterhaftung nach § 7 Abs. 1 

StVG die Gefahren zu kompensieren, die mit der Benutzung eines Fahrzeugs im Stra-

ßenverkehr verbunden sind. Da der Halter das Fahrzeug im eigenen Namen und für 

eigene Rechnung nutzt und die Verfügungsgewalt darüber ausübt, muss er auch ver-

schuldensunabhängig für die Schäden einstehen, die durch das Gefahrenpotenzial des 

Fahrzeugs als Fortbewegungs- und Transportmittel entstanden sind.56 

Es verbleibt also bei der Gefährdungshaftung durch den Halter gegenüber dem Geschä-

digten. 

Wie verhält sich die rechtliche Lage jedoch, wenn das Fahrzeug ohne Wissen und Wol-

len des Halters benutzt wird? Hier spricht man von Schwarzfahrten. In diesem Falle tritt 

derjenige, der das Fahrzeug führt, an die Stelle des Halters und haftet für die entstande-

nen Schäden. Hat der Halter jedoch durch sein Verschulden die Benutzung seines Fahr-

zeugs ermöglicht, so haftet er neben dem Fahrer. Ebenso gilt dies, wenn der Halter den 

Fahrer für den Fahrzeugbetrieb angestellt hat oder er ihm das Fahrzeug überlassen hat. 

Die Halterhaftung entfällt, wenn der Halter sein Fahrzeug an einen Händler zum Verkauf 

gibt und dieser wiederum das Fahrzeug einem Dritten zum unbefugten Gebrauch über-

lässt.57 Ebenso entfällt die Haftung des Halters regelmäßig, wenn er nachweist, dass er 

alles ihm Zumutbare unternommen hat um eine unbefugte Fahrzeugnutzung zu verhin-

dern und das Fahrzeug entsprechend gesichert hat. An seine Sorgfaltspflicht sind 

strenge Anforderungen zu stellen.58 

                                                
55 Hentschel, König Dauer: Straßenverkehrsrecht, S. 145. 
56 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 79/80. 
57 Vgl. Buschbell: Straßenverkehrsrecht, S. 540. 
58 Vgl. Hentschel, König, Dauer: Straßenverkehrsrecht, S. 163, Rn. 55. 
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3.1.3 Regulierung durch die Haftpflichtversicherung 

Gemäß § 1 Pflichtversicherungsgesetz ist der Halter gesetzlich dazu verpflichtet, eine 

Kfz-Haftpflichtversicherung für sich als Eigentümer und den Fahrer abzuschließen.  

Der Versicherungsschutz besteht für die Schäden, die durch den Gebrauch des Fahr-

zeugs entstanden sind. Der Gebrauch umfasst dabei nicht nur den Betrieb des Fahr-

zeugs im Sinne des § 7 StVG, sondern wird noch weiter gefasst. Da der Halter allein aus 

der Betriebsgefahr seines Fahrzeugs heraus haftet, liegen seine Interessen darin, dass 

er gegen alle Schadensfälle, egal aus welcher Haftungsnorm heraus er haftet, abgesi-

chert ist. Da es hierbei auf die technischen Abläufe im Fahrzeug nicht ankommt, ist auch 

die Teilnahme am Straßenverkehr mit einem vollautomatisierten Fahrzeug als Gebrauch 

des Fahrzeugs anzusehen, egal ob das Fahrzeug vom menschlichen Fahrer überwacht 

wird oder nicht.59 

Der Versicherungsschutz umfasst also alle Fahrzeuge, unabhängig davon ob diese über 

Fahrerassistenzsystem verfügen oder nicht. Die Versicherung haftet damit auch für au-

tomatisierte Fahrzeuge. Nach § 115 Abs. 1 Versicherungsvertragsgesetz haftet sie dem 

Geschädigten gegenüber gemeinsam mit dem Halter gesamtschuldnerisch. Intern hat 

die Versicherung die Schäden jedoch gemäß § 116 Abs. 1 Satz 1 VVG allein zu regulie-

ren.60 

3.1.4 Regressmöglichkeiten beim Hersteller 

„Obschon der Halter beim autonomen Fahren vor allem für Produktfehler des Herstellers 

über § 7 Abs. 1 StVG ersatzpflichtig ist, haftet der Halter im Außenverhältnis zum Ge-

schädigten in voller Höhe. Ein Ausgleich zwischen Halter und Hersteller findet erst im 

Innenverhältnis über § 426 BGB statt.“61 § 426 BGB erfasst hierbei das Innenverhältnis 

zwischen den einzelnen Gesamtschuldnern. Es geht darum, ob der vom Gläubiger in 

Anspruch genommene Schuldner auch endgültig mit der Leistungspflicht belastet wer-

den soll.62 Bei einem Produktfehler des Fahrerassistenzsystems sind Hersteller und Hal-

ter gegenüber dem Geschädigten wegen unerlaubter Handlung ersatzpflichtig und ge-

mäß § 840 BGB Gesamtschuldner. Bisher zog das Verschulden des Halters oder des 

Fahrers im internen Schadensausgleich nach § 426 BGB meist eine Entlastung des Her-

stellers nach sich, da in der Regel der zumindest fahrlässig handelnde Fahrzeugführer 

und darüber der Halter verantwortlich waren.  Da beim (teil-)automatisierten Fahren zu-

nehmend das Fahrerassistenzsystem die Steuerung und Lenkung des Fahrzeugs über-

                                                
59 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 131, 132. 
60 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 78. 
61 Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 80. 
62 Vgl. Kropholler, Von Hinden, Jacoby: Studienkommentar BGB, S. 236, Rn. 1. 
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nimmt und der menschliche Fahrer immer mehr in den Hintergrund tritt, wird der Herstel-

ler immer mehr für technische Fehlfunktionen alleinverantwortlich. Der menschliche Fah-

rer gibt seinen unmittelbaren Einfluss auf das Fahrzeug immer mehr ab, bis er ihn 

schlussendlich vollständig auf das System übertragen hat. Die Ursache eines Unfalls bei 

einer (teil-)automatisierten Fahrt kann also potenziell immer zugleich auch ein Produkt-

haftungsfall sein. Der Halter des Fahrzeugs, beziehungsweise dessen Haftpflichtversi-

cherung, wird also im Schadensfall den Hersteller des Fahrzeugs über § 426 BGB in 

voller Höhe in Regress nehmen. Beim teilautomatisierten Fahren reduziert sich somit die 

Haftung des Halters, zu Lasten des Herstellers. Beim autonomen Fahren besteht 

schließlich gar keine Haftung mehr für den Halter. Der Hersteller haftet dann im Innen-

verhältnis allein für den Schaden des Dritten.63 

Die Produzentenhaftung erstreckt sich dabei darauf, dass derjenige, der ein Produkt in 

den Verkehr bringt – sei es als Produzent, Importeur oder aus der Überlassung heraus 

–, die von dem Produkt ausgehenden drohenden Gefahren nach Möglichkeit geringhal-

ten muss. Er haftet gegenüber jedem, der befugter maßen in den Gefahrenkreis der 

Sache gekommen ist, wenn er dies schuldhaft unterlassen hat. Dabei werden verschie-

dene Fallgruppen unterschieden: Konstruktionsfehler (1), Fertigungs- und Kontrollfehler 

(2), Anleitungsfehler (3) und nach dem Stand der Technik unvermeidbare Fehler (4). Für 

die zweite Fallgruppe gilt die Beweislastumkehr bzw. das Erfordernis eines Entlastungs-

beweises. Auch für die erste und dritte Fallgruppe ist weithin entsprechend zu entschei-

den. Jedoch muss ein Geschädigter, der seinen Anspruch auf einen Anleitungsfehler 

stützt, die Tatsache beweisen, dass für den Hersteller ein Anlass zur Warnung vorlag. 

Ein Verschuldensvorwurf lässt sich für letztere Fallgruppe schon ex definitione nicht er-

heben. Vielmehr ließe sich die Produzentenhaftung für diesen Fall nur als Gefährdungs-

haftung begründen.64 

Im BGH-Urteil vom 16. Juni 2009 ging es um einen solchen Fall. Der Kläger behauptete, 

dass bei der Fahrt durch ein Schlagloch bzw. beim Ausweichen auf das unbefestigte 

Fahrbahnbankett der Thorax- und Kopfairbag ausgelöst wurden. Dabei wurde er an der 

Halsschlagader verletzt und erlitt infolgedessen einen Hirninfarkt. Das Gericht hielt hier 

eine Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz nicht für gegeben, da sich der Airbag 

entsprechend seiner Konstruktion verhalten habe. Die Fehlauslösung führt das Gericht 

nach Einbeziehung eines Sachverständigen auf die starken Schläge im Unterboden des 

Fahrzeugs zurück. Die Fehlauslösung sei auch nicht auf dem Stand der Technik verhin-

derbar gewesen. Auf die Optimierung des Airbag-Systems komme es nicht an, weil dies 

zu aufwändig, kostenintensiv und nicht Stand der Technik sei. Es habe allenfalls eine 

                                                
63 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 80/81. 
64 Vgl. Medicus, Petersen: Bürgerliches Recht, S. 329/330, Rn. 650. 
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Warnpflicht des Herstellers gegeben, wobei das Gericht vermutet, dass auch durch eine 

Warnung der Unfall nicht verhindert worden wäre. Zudem schloss der BGH die delikti-

sche Produkthaftung sowie die Ersatzpflicht des Herstellers aus, wenn im Zeitpunkt sei-

ner Inverkehrgabe der den Schaden verursachende Fehler des Produkts nach dem 

damaligen Stand von Wissenschaft und Technik nicht erkennbar war.65 

In einem anderen Fall, den das Amtsgericht Dortmund 2018 zu entscheiden hatte, 

ging es ebenfalls um den „Stand der Technik“ und die Erwartungen, die ein Fahrer-

assistenzsystem erfüllen sollte. Dabei ging es um einen Mercedes, der mit dem Fah-

rerassistenzpaket „Drive Pilot“ ausgestattet war. Es ist abschaltbar und verfügt über 

einen Lenk-Pilot mit aktivem Spurwechsel-Assistenten, Abstandspilot mit erweiter-

tem automatischen Wiederanfahren im Stau, Geschwindigkeitslimitpilot, zudem ei-

nem aktiven Bremsassistent mit Kreuzungsfunktion und Stauende-Notbremsfunk-

tion, Ausweich-Lenk-Assistent, aktiven Totwinkel- und Spurhalte-Assistent. Der Ab-

standspilot DISTRONIC soll automatisch Abstand und Geschwindigkeit regeln und 

funktioniert wie ein erweiterter Tempomat. Im Kolonnenverkehr auf Autobahnen und 

Fernstraßen soll es den Fahrer entlasten und besonderen Komfort im Stop-and-Go-

Verkehr bieten. Zudem verfügt das Fahrzeug über einen Verkehrszeichenassisten-

ten. Es erkennt vorgeschriebene Geschwindigkeiten und soll daraufhin die in der 

DISTRONIC eingestellte Geschwindigkeit anpassen. Seine Informationen erhält der 

Verkehrszeichenassistent zum einen über eine Kamera in der Windschutzscheibe 

und zum anderen aus den Kartendaten des Navigationssystems. Der Kläger be-

hauptete nun, der „Drive Pilot“ würde nicht wie angegeben funktionieren, und ver-

langte eine Minderung des Kaufpreises.66 Er behauptete, „das Fahrzeug habe bei 

eingeschaltetem ‚Drive-Pilot‘ in bestimmten Situationen plötzlich und unerwartet be-

schleunigt, ohne dass eine Änderung der Geschwindigkeitsbegrenzung auf der 

Straße erfolgt wäre. Außerdem habe das Fahrzeug in bestimmten Situationen auf 

der Autobahn plötzlich eine Bremsung hingelegt. […] Dementsprechend sei das 

Fahrzeug nur nutzbar, wenn der ‚Drive Pilot‘ ausgeschaltet sei.“67 Der Beklagte – 

Produzent und Verkäufer dieser Fahrzeuge – „behauptet, das Fahrassistenzsystem 

habe in seiner Funktionalität gewisse Grenzen, die allerdings dem aktuellen Stand 

der Technik entsprächen. Es sei demnach möglich, dass ein Assistenzsystem mit 

Hilfe der Kamera Verkehrszeichen aufgrund ungünstiger Konstellationen oder Ver-

schmutzungen nicht erkenne oder falsch lese. Weiterhin sei es möglich, dass die 

                                                
65 BGH, Urteil vom 16.06.2009 – VI ZR 107/08, Rn. 3, 5, 7, 27. 
66 AG Dortmund, Urteil vom 07.08.2018 – 425 C 9453/17, Rn. 1, 2, 5. 
67 AG Dortmund, Urteil vom 07.08.2018 – 425 C 9453/17, Rn. 6, 7, 12. 
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verwendeten Navigationsdaten nicht auf dem aktuellen Stand sind. Alle Änderungen 

von Soll- und Höchstgeschwindigkeiten können schon aus Kapazitätsgründen nicht 

eingepflegt werden.“68 Das Gericht hat die Klage abgewiesen, da der Kläger „den 

von ihm zu erbringenden Beweis, dass das Fahrzeug bei Gefahrenübergang man-

gelhaft war, nach §§ 434 Abs. 1 S. 1; 446 S. 1 BGB nicht erbracht“69 hat. Für die 

Mangelhaftigkeit des Assistenzsystems trägt der Kläger die Darlegungs- und Be-

weislast. Zwischen beiden Parteien wurde keine konkrete Vereinbarung über die 

Funktionsweise des Fahrerassistenten getroffen, lediglich darüber, dass das Fahr-

zeug damit ausgestattet ist. Daher durfte der Kläger lediglich einen Zustand erwar-

ten, der für die gewöhnliche Verwendung geeignet ist. Nach Bewertung durch einen 

Sachverständigen ist dies hier gegeben.70 Der Sachverständige hat unter anderem 

angegeben, „dass die Daten der Navigationssoftware nie vollständig und richtig sein 

können, da sich hier das Datenmaterial zu häufig ändern würde, so dass eine Aktu-

alität nicht jederzeit gewährleistet werden kann“71. „Das System stößt somit an seine 

Grenzen. Im Übrigen handelt es sich bei dem ‚Drive Pilot‘ lediglich um einen Assis-

tenten. Dieser soll – laut Prospekt des Herstellers – vor allem im Stop-and-Go-Ver-

kehr und bei Kolonnenfahrten dem Fahrer helfen und assistieren. Dabei handelt es 

sich um alltägliche Verkehrssituationen. […] Insoweit kann der Käufer nicht erwarten, 

dass der Fahrassistent auf sämtliche, möglicherweise eintretende Verkehrssituatio-

nen eine Antwort findet. Hier ist der Mensch gefordert. Dort muss der Kläger das 

System schlicht ausschalten.“72 Und die Technik befindet sich „erst innerhalb der 

ersten wesentlichen Entwicklungsschritte auf dem Weg zu einem autonomen Fah-

ren. Ein in jeder Situation vollständiges korrektes Verhalten des Fahrzeugs entspre-

chend der Erwartungshaltung eines erfahrenen Fahrzeugführers kann zum jetzigen 

Zeitpunkt nicht verlangt werden.“73 Für das Gericht ist lediglich relevant, dass das 

System nicht gegen die Normen der Straßenverkehrsordnung verstößt.74 

Da es das nicht tut, wird der Hersteller hier in Schutz genommen. Dass der Käufer 

von dem System bereits mehr erwartet, geht zu seinen eigenen Lasten, da er nach 

dem „Stand der Technik“ noch nicht mehr erwarten darf.  

                                                
68 AG Dortmund, Urteil vom 07.08.2018 – 425 C 9453/17, Rn. 18, 19. 
69 AG Dortmund, Urteil vom 07.08.2018 – 425 C 9453/17, Rn. 27. 
70 AG Dortmund, Urteil vom 07.08.2018 – 425 C 9453/17, Rn. 28–32. 
71 AG Dortmund, Urteil vom 07.08.2018 – 425 C 9453/17, Rn. 42. 
72 AG Dortmund, Urteil vom 07.08.2018 – 425 C 9453/17, Rn. 43. 
73 AG Dortmund, Urteil vom 07.08.2018 – 425 C 9453/17, Rn. 44. 
74 AG Dortmund, Urteil vom 07.08.2018 – 425 C 9453/17, Rn. 45. 
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3.2 Halterhaftung gemäß §§ 823 ff. BGB 

Nach § 16 StVG bleiben die bundesrechtlichen Vorschriften unberührt, nach denen der 

Fahrzeughalter für durch sein Fahrzeug verursachte Schäden in weiterem Umfang als 

nach den Vorschriften des Straßenverkehrsgesetzes haftet. In Betracht kommen die 

Vorschriften aus den §§ 823 BGB, vor allem aus Schutzgesetzverletzung (§ 823 Abs. 2 

BGB mit StVO, StVZO und FeV), kraft Vertrages (§ 276–278 BGB) und kraft Amtshaf-

tung (§ 839 BGB, Art. 34 GG). Wenn der Anspruch sich auf mehrere Haftungsgründe 

stützt, genügt es, den jeweils ausreichenden zu prüfen.75 

Interessant für (teil-)automatisierte Fahrzeuge dürften vor allem die Haftungsgrundlagen 

aus § 823 Abs. 1 und 2 BGB sein, denn wenn ein Teilnehmer am Straßenverkehr die 

Rechtsgüter eines anderen Teilnehmers oder eines Dritten verletzt, so kann sich eine 

Haftung aus § 823 in zweierlei Hinsicht ergeben. Zum einen wirken die durch die stra-

ßenverkehrsrechtlichen Vorschriften begründeten Pflichten wie Verkehrspflichten, so 

dass der Teilnehmer bei ihrer Verletzung aus § 823 Abs. 1 BGB haftet. Vorrausetzung 

hierfür ist, dass ein dort geschütztes Rechtsgut betroffen ist. Zum anderen sind viele 

straßenverkehrsrechtliche Vorschriften Schutzgesetze, so dass ihre Verletzung eine 

Haftung nach § 823 Abs. 2 BGB begründet.76 

Die Beweislast für beide deliktischen Normen trägt jeweils der Geschädigte. Für beide 

Anspruchsgrundlagen gilt zudem bezüglich des Verschuldens: „Bewiesenes verkehrs-

richtiges Verhalten des Fahrers schließt seine eigene Haftung aus § 823 und die des 

Halters gemäß § 831 aus.“77 

3.2.1 Halterhaftung gemäß § 823 Abs. 1 BGB 

In § 823 Abs. 1 BGB heißt es: „Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, 

die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen wi-

derrechtlich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstandenen Schadens 

verpflichtet.“78 

Zu prüfen sind bei dieser Anspruchsgrundlage: Tatbestandsmäßigkeit, Rechtswidrigkeit 

und Verschulden. 

Die Tatbestandsmäßigkeit setzt eine objektiv zurechenbare Rechtsgutverletzung vo-

raus. Dies ist jeder Eingriff in eines der im § 823 Abs. 1 BGB genannten Rechte oder 

                                                
75 Vgl. Hentschel, König, Dauer: Straßenverkehrsrecht, S. 46, Rn. 1. 
76 Vgl. Brudermüller, Ellenberger, Götz, Grüneberg, Hartwig, Herrler, Thorn, Weidenkaff, Weidlich, Wicke: 
Palandt Bürgerliches Gesetzbuch, S. 1504, Rn. 232 
77 Vgl. Brudermüller, Ellenberger, Götz, Grüneberg, Hartwig, Herrler, Thorn, Weidenkaff, Weidlich, Wicke: 
Palandt Bürgerliches Gesetzbuch, S. 1470, Rn. 80/81. 
78 Brudermüller, Ellenberger, Götz, Grüneberg, Hartwig, Herrler, Thorn, Weidenkaff, Weidlich, Wicke: Pa-
landt Bürgerliches Gesetzbuch, S. 1457. 
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Rechtsgüter, einschließlich der „sonstigen Rechte“ oder Beeinträchtigungen in einem 

„Rahmenrecht“. Es ist im Rahmen haftungsbegründender Kausalität zu prüfen, ob die 

Rechtsgutverletzung einem Verhalten des Schädigers angerechnet werden kann. Der 

Schädiger muss die Handlung also bewusst gesteuert haben, beziehungsweise sie 

muss zumindest seinem bewusst gesteuerten Verhalten zugerechnet werden können. 

Dies kann in einem Tun oder einem Unterlassen erfolgt sein. Zudem muss die Rechts-

widrigkeit vorliegen. Strittig ist dabei, worauf sich das Unrechtsurteil bezieht. Es wird 

unterschieden zwischen der Lehre vom Erfolgs- und der vom Handlungsunrecht. Das 

Gesetz geht davon aus, dass eine Verletzung der in § 823 Abs. 1 BGB aufgezählten 

einzelnen deliktisch geschützten Rechte und Rechtsgüter, regelmäßig rechtswidrig ist. 

Die Lehre vom Erfolgsunrecht besagt, dass es keiner besonderen Prüfung der Rechts-

widrigkeit mehr bedarf, wenn eines dieser Schutzrechte beeinträchtig wird. Die Rechts-

widrigkeit sei bereits durch den tatbestandsmäßigen Erfolg indiziert. Lediglich bei der 

Verletzung eines Rahmenrechts ist stets eine gesonderte Prüfung der Rechtswidrigkeit 

notwendig. Der Verletzter hat durch einen Rechtfertigungsgrund, wie Notwehr oder Not-

stand, die Möglichkeit sich der Haftung zu entziehen. Die Lehre vom Erfolgsunrecht war 

lange unangefochten. Bei der Lehre vom Handlungsunrecht bedarf es bei jeder Rechts-

gutverletzung einer Prüfung der Rechtswidrigkeit. Das Unrechtsurteil ist auf die Verlet-

zungshandlung zu beziehen. Verstößt die schädigende Handlung nicht gegen eine spe-

zielle gesetzliche Verhaltensregel, so liegt Rechtwidrigkeit nur bei fahrlässigem Handeln, 

also bei Verletzung des allgemeinen Sorgfaltsgebot, vor. Das Verschulden wird nach 

dieser Lehre bereits bei der Rechtswidrigkeit geprüft. Kommt man zum Ergebnis, dass 

es sich um Vorsatz handelte, ist die Rechtswidrigkeit auch bereits nach dieser Lehre 

indiziert. Zwischen beiden Lehren besteht für das Rechtswidrigkeitsurteil eine unter-

schiedliche Darlegungs- und Beweislast. Bisher gibt es keine eindeutige Stellungnahme 

aus der Rechtsprechung dazu. Tendenziell neigt der BGH eher zur Lehre vom Erfolgs-

unrecht, auch wenn er teilweise der Lehre vom Handlungsunrecht recht gibt. In einer 

großen Entscheidung des Senats wurde festgestellt, dass einerseits keine rechtswidrige 

Schädigung durch den Verkehrsteilnehmer bei verkehrsrichtigem und ordnungsgemä-

ßem Verhalten am Straßen- oder Eisenbahnverkehr vorliegt. Andererseits wurde das 

verkehrsrichtige Verhalten des Teilnehmers als Rechtfertigungsgrund eingestuft, für den 

der Beklagte die Beweislast trägt. Wurde die Rechtswidrigkeit indiziert, so sind weitere 

Rechtfertigungsgründe zu prüfen, insbesondere Notwehr, Notstand, Selbsthilfe, die be-

rechtigte Geschäftsführung ohne Auftrag, Einwilligung des Verletzten und Handeln auf 

eigene Gefahr.79 

                                                
79 Vgl. Kropholler, Von Hinden, Jacoby: Studienkommentar BGB, S. 489–500 
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Als dritter Prüfpunkt ist das Verschulden zu prüfen.80 Der Halter muss den Schaden 

durch vorsätzliches oder fahrlässiges Handeln verursacht haben. Ihn treffen die Ver-

kehrspflichten bezüglich des Zustands seines Kfz. Es könnte die Verkehrspflicht für ihn 

bestehen, den Fahrer in den sicheren Umgang mit den Fahrerassistenzsystemen einzu-

weisen. Das gilt jedoch nur, wenn das im Fahrzeug eingebaute Fahrerassistenzsystem 

so ungewöhnlich ist, dass der Halter damit rechnen muss, dass sich der Fahrer nicht mit 

diesem System auskennt. Ansonsten darf er darauf vertrauen, dass der Fahrer das Sys-

tem ordnungsgemäß bedienen kann. Es besteht grundsätzlich keine Pflicht für den Hal-

ter, dem Fahrer Anweisungen zum verkehrsgerechten Verhalten zu geben. Er hat nur 

nach § 823 Abs. 1 BGB für einen Schaden einzustehen, der aufgrund einer Fehlfunktion 

des Fahrerassistenzsystems verursacht wurde, wenn er eine ihn treffende Verkehrs-

pflicht verletzt hat. Dabei gelten die Haftungshöchstbeträge der §§ 12, 12a StVG nicht.81 

3.2.2 Halterhaftung gemäß § 823 Abs. 2 BGB 

§ 823 Abs. 2 BGB besagt, bezugnehmend auf § 823 Abs. 1 BGB: „Die gleiche Verpflich-

tung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines anderen bezweckendes Ge-

setz verstößt. Ist nach dem Inhalt des Gesetzes ein Verstoß gegen dieses auch ohne 

Verschulden möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des Verschuldens ein.“ 

Zu prüfen ist bei dieser Norm, ob das Schutzgesetz tatbestandsmäßig (Schaden muss 

durch Verletzung des Schutzgesetzes verursacht worden sein), rechtswidrig (wird durch 

die Schutzgesetzverletzung indiziert) und schuldhaft (Verschulden zum Zeitpunkt der 

Verletzungshandlung) verletzt wurde. 

„Die StVO insgesamt ist kein Schutzgesetz, wohl aber einzelne Vorschriften, soweit sich 

gerade die Gefahr verwirklicht, vor der sie schützen soll.“82 In Betracht kommt die Schutz-

norm des § 31 Abs. 2 StVZO, in dem es heißt, dass der Halter die Inbetriebnahme nicht 

anordnen oder zulassen darf, wenn ihm bekannt ist oder bekannt sein müsste, dass der 

Führer nicht zur selbstständigen Leitung geeignet ist, oder ihm bekannt ist, dass das 

Fahrzeug nicht vorschriftsmäßig ist. Der Halter ist betriebsverantwortlich für sein Fahr-

zeug und dessen Zustand, auch wenn er nicht sachkundig ist. Er muss für den Fall, dass 

er nicht sachkundig ist, eine sorgfältig ausgewählte sachkundige Person zu Rate ziehen. 

Die verpflichtenden Fahrzeuguntersuchungen nach § 29 StVZO reichen dafür nicht aus. 

Jedoch genügt es in der Regel, die Wartungen gemäß dem Herstellerplan durchzuführen 

sowie dazwischen die Mängel, welche die Betriebssicherheit beeinträchtigen, zu behe-

ben. Der Halter ist nicht verpflichtet, sein Fahrzeug täglich oder sogar nach jeder Fahrt 

                                                
80 Vgl. Kropholler, Von Hinden, Jacoby: Studienkommentar BGB, S. 500. 
81 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 81. 
82 Brudermüller, Ellenberger, Götz, Grüneberg, Hartwig, Herrler, Thorn, Weidenkaff, Weidlich, Wicke: Pa-
landt Bürgerliches Gesetzbuch, S. 1457, 1466, Rn. 59–61, S. 1469, Rn. 71. 



 29

prüfen zu lassen. Auch der Fahrzeugführer hat gemäß § 23 Abs. 1 StVO dafür zu sorgen, 

dass das Fahrzeug vorschriftsmäßig ist und die Verkehrssicherheit des Fahrzeugs nicht 

leidet.83 Somit trifft den Halter nur ein Verschulden, wenn für ihn erkennbar war, dass 

sein Fahrzeug nicht in einem verkehrssicheren Zustand war, und er damit rechnen 

musste, dass es in Betrieb gesetzt wird. Er ist dann nach § 823 Abs. 2 BGB für die 

Schäden ersatzpflichtig, die durch die fahruntaugliche Beschaffenheit seines Autos ver-

ursacht wurden.84 

  

                                                
83 Vgl. Hentschel, König, Dauer: Straßenverkehrsrecht, S. 703, 1458, Rn. 6. 
84 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 82. 
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4 Zivilrechtliche Haftung des Fahrers 

Für den Fahrzeugführer kommt die Haftung nach § 18 Abs. 1 Satz 1 StVG und ebenso 

für den Halter nach den Vorschriften des BGB in Betracht.  

4.1 Fahrerhaftung gemäß § 18 Abs. 1 Satz 1 StVG 

4.1.1  Begriff des Fahrzeugführers 

In § 18 Abs. 1 Satz 1 StVG wird geregelt, dass der Führer des Kraftfahrzeuges oder 

Anhängers zum Ersatz des Schadens nach den Vorschriften der §§ 8–15 StVG verpflich-

tet ist. 

Wer das Kraftfahrzeug eigenverantwortlich in Bewegung setzt, auch wenn dies irrtümlich 

geschieht, dieses unter Nutzung seiner technischen Vorrichtungen während der Fahrt 

lenkt, anhält, parkt oder nach Unterbrechung weiterfährt, ist Kraftfahrzeugführer. Nicht 

mehr dazu gehören die Vorgänge nach Beendigung der Fahrt, das Abstellen des Motors 

und Verlassen des Fahrzeugs.85 

Fraglich ist, ob noch der menschliche Fahrer der Fahrzeugführer ist oder ob schon das 

Fahrerassistenzsystem und damit dessen Hersteller derjenige ist. Denn im Augenblick 

des Unfalls lenkt nicht mehr der menschliche Fahrer das Kfz. Vielmehr übernimmt ein 

Fahrerassistenzsystem wie der „Autopilot“ das Spur-, Abstand- und Geschwindigkeiten 

halten und übernimmt auch das Gasgeben und Bremsen. Da dem menschlichen Fahrer 

jedoch jederzeit die Möglichkeit bleibt, das Fahrerassistenzsystem auszuschalten und 

die Steuerung seines Kfz wieder selbst zu übernehmen, reicht dies schon aus, dass 

auch er als Fahrzeugführer im Sinne des § 18 Abs. 1 StVG gilt. Es können sich auch 

mehrere Personen die Fahrzeugführerschaft teilen, beispielsweise lenkt einer das Fahr-

zeug und der andere gibt Gas und bremst, sodass beide als Fahrzeugführer anzusehen 

sind.86 

Der BGH hat in einem Fall entschieden, dass der Fahrlehrer, der während der Fahrt 

seinen Schüler im fortgeschrittenen Ausbildungsstand begleitet, wobei es in der konkre-

ten Situation keinen Anlass zum Eingreifen gibt, kein Fahrzeugführer im Sinne des 

§ 23 Abs. 1a Satz 1 StVO ist.87 In seinem Urteil argumentierte das Gericht: „Führer eines 

Kraftfahrzeugs ist, wer es unter bestimmungsgemäßer Anwendung seiner Antriebskräfte 

unter eigener Allein- oder Mitverantwortung in Bewegung setzt oder unter Handhabung 

seiner technischen Vorrichtungen während der Fahrtbewegung durch den öffentlichen 

Verkehrsraum ganz oder wenigstens zum Teil lenkt […] Der Täter muss sich selbst aller 

oder wenigstens eines Teils der wesentlichen Einrichtungen des Fahrzeugs bedienen, 
                                                
85 Vgl. Hentschel, König, Dauer: Straßenverkehrsrecht, S. 274, 53, Rn. 28. 
86 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 63/64. 
87 BGH 4 StR, Urteil vom 23.09.2014 – 92/14, 1. Leitsatz. 
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die für seine Fortbewegung bestimmt sind. […] Wer […] nicht einmal einen Teil der we-

sentlichen Einrichtungen des Fahrzeugs bedient, führt dieses im maßgeblichen Zeit-

punkt nicht. Daher erfüllt der Fahrlehrer die genannten Voraussetzungen nicht, solange 

er nicht vom Beifahrersitz aus in die Lenk- oder Antriebsvorgänge eingreift. Dass er sich 

dabei ein solches Eingreifen im Notfall vorbehält, qualifiziert ihn im Zeitpunkt der hier zu 

beurteilenden Tathandlung nicht als Fahrzeugführer. […] Auch der beherrschende Ein-

fluss des Fahrlehrers auf die Fahrt – etwa durch sein Weisungsrecht gegenüber dem 

Fahrschüler – lässt ihn nicht zum Fahrzeugführer werden.“88 Der Fahrlehrer sollte wegen 

verbotswidriger Benutzung seines Mobiltelefons während der Ausbildungsfahrt zu einem 

Bußgeld verurteilt werden. Zu Recht hat der BGH also die Fahrzeugführerschaft nach 

§ 23 Abs. 1a StVO verneint. Der Fahrlehrer ist nicht vom gewollten Schutzzweck dieser 

Norm erfasst und muss eben nicht beide Hände für die Bewältigung der Fahraufgabe 

freihalten. Da es genüge, wenn der Fahrlehrer durch verbale Anweisungen auf seinen 

Schüler einwirke, sei er nicht vom Handyverbot erfasst.89 

Die zivilrechtliche Haftung des menschlichen Fahrers nach § 18 Abs. 1 StVG ist dagegen 

anders zu beurteilen. Indem der menschliche Fahrer das (teil-)automatisierte Fahreras-

sistenzsystem aktiviert, initiiert er zunächst einmal selbst den Fahrvorgang. Er verfügt 

nach wie vor über die tatsächliche Gewalt des Fahrzeugs, solange er die Steuerung und 

Lenkung vom Fahrerassistenzsystem jederzeit wieder übernehmen kann. Dabei verfügt 

er über einen entscheidenden Spielraum, der für die Fahrzeugführereigenschaft im 

Sinne des § 18 Abs. 1 StVG ausreichend ist. Anders ist dies zu beurteilen, wenn der 

menschliche Fahrer indes nicht in den Fahrvorgang eingreifen kann. Dies ist der Fall, 

wenn das Fahrerassistenzsystem nicht mehr übersteuerbar ist. Dabei führt nicht mehr 

der menschliche Fahrer das Fahrzeug, sondern das Fahrerassistenzsystem. Er wird 

dann zum Nichtverkehrsteilnehmer und ist lediglich Passagier im Fahrzeug. Seine Haf-

tung als Fahrzeugführer im Sinne des § 18 Abs. 1 StVG scheidet damit völlig aus.  Denk-

bar wäre, dass nun das Fahrerassistenzsystem an dessen Stelle als Fahrzeugführer tritt. 

Dies ist jedoch nicht möglich, da nur eine natürliche oder juristische Haftungssubjekt sein 

kann und eine deliktische Haftung zudem stets ein menschliches Verhalten voraussetzt. 

Damit hat der Hersteller des Fahrzeugs als Fahrzeugführer im Sinne des § 18 Abs. 1 

StVG für die durch das Fahrerassistenzsystem verursachten Schäden einzustehen. Als 

mögliche Fehler des Fahrerassistenzsystems kommen beispielsweise Produktionsfehler 

oder fehlerhafte Programmierungen in Betracht. Der Hersteller muss sich dies als juris-

tische Person zurechnen lassen.90  

                                                
88 BGH 4 StR, Urteil vom 23.09.2014 – 92/14, 1. Leitsatz, Rn. 12, 13, 14. 
89 BGH 4 StR, Urteil vom 23.09.2014 – 92/14, 1. Leitsatz, Rn. 15, 23. 
90 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 64–65. 
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Kritisch dazu steht nun das vorangehend erörterte Urteil des BGH zum Fahrlehrer. § 2 

Abs. 15 StVG ordnet an, dass der Fahrlehrer als Fahrzeugführer gilt, wenn der eigentli-

che Kraftfahrzeugführer – also der Fahrschüler – keine entsprechende Fahrerlaubnis 

besitzt. Der Fahrlehrer tritt also nicht neben dem Fahrschüler als Fahrzeugführer auf, 

sondern tritt direkt an dessen Stelle und verdrängt ihn im Rechtssinne aus seiner Posi-

tion als Fahrer. Rein faktisch hat der Fahrschüler die tatsächliche Gewalt über das Fahr-

zeug und ist Fahrzeugführer im Sinne des § 18 Abs. 1 StVG. Diese Eigenschaft wird ihm 

aber durch die gesetzliche Fiktion des § 2 Abs. 15 Satz 2 StVG abgesprochen. Ob der 

Fahrlehrer unabhängig von dieser Regelung Fahrzeugführer ist, kann der Vorschrift nicht 

von vornherein entnommen werden. Daher bleibt es dabei, dass derjenige, der die Kon-

trolle über die Fahrzeugsteuerung hat, Fahrzeugführer im Sinne des § 18 Abs. 1 StVG 

ist. Beim (teil-)automatisierten Fahren ist das immer noch der menschliche Fahrer, inso-

fern er die tatsächliche Möglichkeit hat, die Steuerung des Wagens zu jeder Zeit vom 

Fahrerassistenzsystem zu übernehmen und dadurch den Fahrvorgang wieder selbst an 

sich zu nehmen.91 

Der Weg des autonomen Fahrens soll zukunftsweisend dorthin führen, dass die Anwe-

senheit und gelegentliche Steuerung durch einen Fahrer nicht mehr notwendig sind. Die 

Fahrzeuginsassen könnten dann bei einem Unfall mit zwei oder mehr autonomen Fahr-

zeugen den Unfallhergang lediglich beschreiben oder es könnten aufgrund zufälliger Be-

obachtungen Angaben gemacht werden. Für den inneren Ausgleich der Unfallschäden 

steht man vor dem Problem, welcher Unfallbeteiligte in welchem Maße zur Unfallverur-

sachung beigetragen hat. Es wird also für das Haftungsrecht im Straßenverkehr notwen-

dig werden, dass technische Vorkehrungen als Grundlage für eine entsprechende Scha-

densaufteilung getroffen werden. Beispielsweise durch eine Unfalldatenaufzeichnung 

während der automatisierten Steuerung, insofern man haftungsrechtlich an diesem Auf-

teilungsprinzip nach Verursachungsanteilen für das autonome Fahren festhalten 

möchte.92 

Zunächst einmal hat jedoch der Gesetzgeber mit seinem Gesetz zur Änderung des Stra-

ßenverkehrsgesetzes in § 1a Abs. 4 StVG festgelegt, dass derjenige Fahrzeugführer 

bleibt, der eine hoch- oder vollautomatisierte Fahrfunktion aktiviert und zur Fahrzeug-

steuerung verwendet, auch wenn er das Fahrzeug dabei nicht mehr selbst lenkt. Ein 

nicht übersteuerbares System hat der Gesetzgeber zudem nach § 1a Abs. 2 Satz 3 StVG 

ausgeschlossen.93 

                                                
91 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 66. 
92 Vgl. Maurer, Gerdes, Lenz, Winner: Autonomes Fahren, S. 568. 
93 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes, Drucksache 1811300. 
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4.1.2 Pflichten des Fahrers 

Die allgemeinen Pflichten des Fahrers richten sich vor und nach der Fahrt nach § 23 

StVO. Dort heißt es beispielsweise, dass der Fahrzeugführer dafür verantwortlich ist, 

dass seine Sicht und sein Gehör nicht beeinträchtigt werden, sein Fahrzeug vorschrifts-

mäßig ist und dessen Verkehrssicherheit durch Ladung oder Besetzung nicht leidet und 

dass Beleuchtungseinheiten vorhanden und betriebsbereit sind. Zudem wird die Benut-

zung eines Mobil- und Autotelefons verboten, wenn dazu das Mobiltelefon oder der Hö-

rer aufgenommen werden muss. Ebenso ist das Betreiben eines technischen Gerätes 

oder dessen betriebsbereite Mitführung während der Fahrt untersagt, das gilt vor allem 

auch für Radarwarn- und Laserstörgeräte. Bei unterwegs auftretenden Mängeln hat der 

Fahrer das Fahrzeug auf kürzestem Wege aus dem Verkehr zu ziehen.94 

Die Rechte und Pflichten des Fahrzeugführers bei Nutzung hoch- oder vollautomatisier-

ter Fahrfunktionen richten sich nach § 1b StVG. Danach darf sich der Fahrer bei Nutzung 

der hoch- oder vollautomatisierten Fahrfunktionen gemäß § 1a StVG vom Verkehrsge-

schehen und der Fahrzeugsteuerung abwenden. Er muss jedoch dabei wahrnehmungs-

bereit bleiben und die Fahrzeugsteuerung unverzüglich wieder aufnehmen, sobald ihn 

das System dazu auffordert oder er erkennt bzw. aufgrund offensichtlicher Umstände 

erkennen muss, dass die Voraussetzungen für eine bestimmungsgemäße Verwendung 

der hoch- oder vollautomatisierten Fahrfunktion nicht mehr vorliegen. Er muss also je-

derzeit bereit sein, in das System einzugreifen und die Steuerung des Wagens wieder 

zu übernehmen.95 

4.1.3 Verschulden des Fahrers 

Anders als beim Halter, der verschuldensunabhängig haftet, muss der Fahrzeugführer 

den Schaden durch eigenes Verschulden verursacht haben. Es handelt sich beim Fahrer 

um eine Verschuldenshaftung mit umgekehrter Beweislast. Das heißt, er muss den Ent-

lastungsbeweis für sämtliche Tatsachen, die als Schuld in Betracht kommen, selbst füh-

ren. Ungeklärtes geht zu seinen Lasten, handelt er selbst vorschriftswidrig, so hindert 

das seinen Entlastungsbeweis nur bei Ursächlichkeit. Ein gegen den Geschädigten spre-

chender Anscheinsbeweis kann dem Fahrer zugutekommen. Hat der Fahrer seine Un-

schuld bewiesen und sich von seiner Schuld völlig entlastet, so entfällt seine Haftung 

nach § 18 Abs. 1 StVG. Das Verschulden des Fahrers richtet sich analog nach den 

§§ 276, 823 BGB.96 § 276 BGB besagt, dass der Schuldner Vorsatz und Fahrlässigkeit 

zu vertreten hat. Fahrlässigkeit definiert das BGB dabei als „die im Verkehr erforderliche 

Sorgfalt außer Acht“ lassen. Vorsätzlich handelt, wer mit Wissen und Wollen einen 

                                                
94 Vgl. Hentschel, König, Dauer: Straßenverkehrsrecht, S. 275, Rn. 4, S. 703. 
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96 Vgl. Hentschel, König, Dauer: Straßenverkehrsrecht, S. 275, Rn. 1, 4. 
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pflichtwidrigen Erfolg herbeiführt, diesen voraussieht und in seinen Willen aufgenommen 

hat. Dem Schuldner kann eine Haftung wegen Vorsatz nicht im Voraus erlassen wer-

den.97 

Der Fahrer haftet also für Vorsatz und Fahrlässigkeit. 

Maßgeblich ist, ob er seine Sorgfaltspflichten einhält. Weist der Fahrer nach, dass er die 

verkehrserforderliche Sorgfalt, mit der er die gewöhnliche Verkehrslage hätte meistern 

können, angewandt hat, so ist er entlastet. Handelt er verkehrsrichtig, so schließt dies 

seine Haftung nach § 18 StVG aus. Ist das Verschulden des Fahrers nicht auszuschlie-

ßen, so ist er auch nicht entlastet.98  

„Nach der Rechtsprechung ist im Straßenverkehr für eigenübliche Sorgfalt kein Raum. 

[…] Wegen seiner besonderen Gefährlichkeit würde eine Beschränkung des Vertreten-

müssens dem ständigen gesetzgeberischen Bestreben zuwiderlaufen, ‚den Gefahren 

des Straßenverkehrs nicht zuletzt durch strenge Haftungsbestimmungen entgegenzu-

wirken.‘ […] Bei Schaffung des BGB seien solche Gefahren nicht bedacht worden und 

die heutige Regelungsdichte erlaube im Straßenverkehr ‚seiner Natur nach keinen Spiel-

raum für individuelle Sorglosigkeit‘.“99 Auch wenn vom Fahrer die Sorgfalt eines beson-

nenen und gewissenhaften Kraftfahrers und damit ein hohes Maß an Sorgfalt verlangt 

wird, so handelt er nur dann fahrlässig, wenn für ihn das Schadensereignis nicht nur 

voraussehbar, sondern auch bei Beachtung aller Sorgfaltsanforderungen vermeidbar 

gewesen war. Er hat alles ihm Zumutbare zu tun, was den Unfall vermeiden könnte. Dies 

wird ihm bereits unterstellt, wenn er die Sorgfalt beachtet hat, die von einem wenigstens 

durchschnittlich geübten Fahrer erwartet werden kann. Auch wenn der Halter für den 

Zustand des Fahrzeugs verantwortlich ist, so muss auch der Fahrzeugführer das Fahr-

zeug auf Fahrtauglichkeit und erkennbare Mängel hin überprüfen.100 In einem Fall, den 

das Oberlandesgericht Celle 2009 entscheiden musste, ging es beispielsweise um die 

Sorgfaltspflicht eines Lkw-Fahrers, der wegen erheblicher Mängel im Bereich der Brems-

anlagen von einem Mitarbeiter des Bundesamts für Güterverkehr angehalten und kon-

trolliert wurde. Die rechte Bremsscheibe wies zahlreiche sichtbare Wärmerisse auf, die 

bis in den Bereich der Innenlüftung verliefen. Hätte der Fahrer die Bremsscheiben vor 

Fahrtantritt in Augenschein genommen, so wäre ihm der Mangel nach Ansicht des Klä-

gers aufgefallen. Das Gericht entschied hier jedoch, dass eine derartige Sichtkontrolle 

die Sorgfaltsanforderungen überziehe und der Fahrer sich vor Fahrtantritt lediglich im 

                                                
97 Vgl. Brudermüller, Ellenberger, Götz, Grüneberg, Hartwig, Herrler, Thorn, Weidenkaff, Weidlich, Wicke: 
Palandt Bürgerliches Gesetzbuch, S. 371, 372, Rn. 10. 
98 Vgl. Hentschel, König, Dauer: Straßenverkehrsrecht, S. 275/276, Rn. 4. 
99 Kropholler, Von Hinden, Jacoby: Studienkommentar BGB, S. 25, Rn. 2. 
100 Vgl. Oppermann, Stender-Vorwachs: Autonomes Fahren, S. 68. 
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Rahmen des ihm Möglichen und Zumutbaren von der Vorschriftsmäßigkeit und Ver-

kehrssicherheit seines Fahrzeugs überzeugen müsse. Eine Sichtkontrolle der Brems-

scheiben gehöre nicht dazu.101 Für den Einsatz von Fahrerassistenzsystemen gilt, dass 

der Fahrer diese vor Fahrtantritt überprüfen und sich vergewissern muss, dass sie – 

soweit dies für ihn erkennbar ist – ordnungsgemäß funktionieren. Er hat für technische 

Fehlfunktionen nicht einzustehen, insofern er das getan hat und für ihn keinerlei Anzei-

chen für ein Versagen bestanden. Er muss sich mit den Fahrerassistenzsystemen ver-

traut machen und muss wissen, was diese leisten können und was nicht. Hat er dies 

getan und sind die Systeme ordnungsgemäß konfiguriert, so darf er sich darauf verlas-

sen, dass diese auch tatsächlich ordnungsgemäß funktionieren. Eine Haftung nach § 18 

Abs. 1 StVG muss dann insofern ausscheiden. Jedoch muss er belegen, dass er seine 

Sorgfaltspflichten vor Fahrtantritt erfüllt hat. Gemäß § 18 Abs. 1 Satz 2 StVG hat er das 

darzulegen und zu beweisen.102 

In Frage kommt zudem ein Verschulden nach § 278 BGB analog, in dem es heißt, dass 

der Schuldner Verschulden seiner gesetzlichen Vertreter und Erfüllungsgehilfen in glei-

chem Umfang, wie eigenes Verschulden zu vertreten hat.103 Da das Fahrerassistenzsys-

tem als Maschine, weder einsichts- noch urteilsfähig ist, scheidet ein Verschulden, wie 

sich dieses der menschliche Fahrer nach § 278 BGB zurechnen lassen müsste, für das 

System aus. Denkbar wäre, dass sich der Hersteller des Fahrerassistenzsystems, das 

Verschulden für dessen Fehlfunktion, anrechnen lassen muss. Jedoch setzt § 278 BGB 

ein (vor-)vertragliches Schuldverhältnis voraus, das bereits vor der schädigenden Hand-

lung bestanden haben muss. Da es sich hierbei jedoch um eine deliktische Haftung han-

delt, steht der menschliche Fahrer nicht für etwaiges Verschulden des Herstellers über 

§ 278 BGB ein.104 

Eine Entlastung des Fahrers ist ebenfalls möglich, wenn ein technischer Fehler für den 

Unfall verantwortlich war. Noch sind ca. 90 % der Unfallursachen menschliches Fehlver-

halten, wohingegen lediglich 1 % durch technische Mängel verursacht werden.105 Laut 

einer Arbeit aus dem Jahr 2006 sind die häufigsten Unfallursachen die Missachtung der 

zulässigen Höchstgeschwindigkeit, Vorfahrtsfehler und die Einschränkung der Verkehrs-

tüchtigkeit. Letzteres beruhte in 92 % der Fälle auf Übermüdung und Sekundenschlaf 

und in 8 % der Fälle auf Drogen- und/oder Alkoholkonsum. In 11 % der Fälle konnten 

                                                
101 OLG Celle, Urteil vom 03.02.2009 – 311 SsRs 138/08. 
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äußere Einflüsse wie Witterung, Straßenverhältnisse, Hindernisse oder der Straßenzu-

stand als Unfallursachen nachgewiesen werden. Auch diese Statistik konnte 89 % der 

Unfallursachen dem menschlichen Fehlverhalten zuordnen.106 

Beim Einsatz (teil-)automatisierter Fahrerassistenzsysteme steuert zunehmend weniger 

der menschliche Fahrer das Fahrzeug selbst. Die Gründe für einen Verkehrsunfall ver-

schieben sich damit zunehmend vom menschlichen Versagen hin zu technischen Fehl-

funktionen. Damit kommt die Frage auf, ob die Umkehr der Beweislast aus § 18 Abs. 1 

Satz 2 StVG noch sachgerecht ist. Die Lösung des Problems kann nicht darin liegen, 

den Fahrer immer vom Verschuldensvorwurf zu entlasten, sobald das automatische 

Fahrsystem eingeschaltet war und er einer Übernahmeaufforderung des Fahrerassis-

tenzsystems schuldlos nicht rechtzeitig nachgekommen ist. Auch wenn das Fahrzeug 

künftig mit einem System ausgestattet sein sollte, welches dokumentiert, wann das Fah-

rerassistenzsystem aktiviert war und wann es den menschlichen Fahrer zur Übernahme 

aufgefordert hat, bleibt immer ein Rest an menschlichem Fehlverhalten, welches an das 

Verschulden geknüpft werden kann und muss. Auch bei einem übersteuerbaren System 

kann sich der menschliche Fahrer immer noch falsch, also fahrlässig im Sinne des § 276 

Abs. 2 BGB verhalten und damit für einen Unfall verantwortlich sein.107 

Der Fahrer hat das Fahrerassistenzsystem immer während der Fahrt zu überwachen, 

sobald er es in Betrieb genommen hat, so dass er jederzeit eingreifen könnte. Das setzt 

natürlich voraus, dass das System auch übersteuerbar ist und der Fahrer den Unfall 

tatsächlich durch sein rechtzeitiges Eingreifen verhindern könnte. Nur wenn der Unfall 

als Schadensereignis vorhersehbar und vermeidbar war, kann den Fahrer der Vorwurf 

der Fahrlässigkeit und eines schuldhaften Verhaltens im Sinne des § 276 BGB treffen. 

Anderenfalls scheidet dies aus. Der Fahrer muss beim (teil-)automatisierten Fahren, bei 

dem das Fahrerassistenzsystem das Fahrzeug steuert, trotzdem den Verkehr beobach-

ten. Er muss im Stande sein, die Steuerung wieder zu übernehmen, wenn das System 

Gefahrensituationen nicht erkennt. Jedoch ist er nicht im selben Maße zur Verkehrsbe-

obachtung verpflichtet, wie wenn er das System nicht eingeschaltet hätte. Denn Sinn 

und Zweck der Fahrerassistenzsysteme ist es, das menschliche Fehlverhalten im Stra-

ßenverkehr zu minimieren und das Fahrzeug besser zu steuern, als ein Mensch das tut. 

Ein Mensch hält sich nicht immer an die Verkehrsregeln, fährt beispielsweise zu schnell, 

oder reagiert in Gefahrensituationen falsch oder zu spät. Deswegen soll der Mensch 

eigentlich gar nicht mehr in den (teil-)automatisierten Fahrvorgang eingreifen können, 

sondern lediglich noch in Gefahrensituationen, die das Fahrerassistenzsystem nicht er-

kennen kann oder beherrscht. Daher soll der Mensch auf die Systeme vertrauen können, 

                                                
106 Vgl. Seifert, Ekkernkamp: Unfallursachenforschung, S. 66/67. 
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muss den Verkehr nicht ununterbrochen beobachten, soll sich jedoch in regelmäßigen 

Abständen davon überzeugen, dass das Fahrerassistenzsystem ordnungsgemäß funk-

tioniert. Die Zeitabstände richten sich nach der individuellen Fahrsituation. Beispiels-

weise auf kurvenreichen Strecken, Strecken mit häufig abbiegenden Fahrzeugen oder 

kreuzendem Gegenverkehr muss der Fahrer den Verkehr und seine Fahrerassistenz-

systeme häufiger im Auge behalten als auf einer wenig befahrenen Autobahn.108 

„Auf eine Kurzformel gebracht, haftet der Fahrzeugführer nach § 18 Abs. 1 Satz 1 StVG 

also immer dann nicht, wenn er beweisen kann, dass der Unfallschaden durch einen 

technischen Fehler des (teil-)automatisierten Systems verursacht worden ist und ihn 

diesbezüglich auch kein (Überwachungs-)Verschulden trifft.“109 

4.2 Fahrerhaftung gemäß § 823 Abs. 1 BGB 

Ebenso kommt neben der Haftung des Fahrzeugführers nach § 18 Abs. 1 StVG auch 

eine Haftung für den Fahrer nach den §§ 823 ff. BGB in Betracht. In den §§ 12, 12a 

StVG sind bestimmte Höchstbeträge für die erlittenen Schäden festgelegt. Werden diese 

im Schadensfall überschritten, werden die Haftungsgrundlagen nach den §§ 823 ff. BGB 

für den Geschädigten besonders interessant. Die Ersatzpflicht des Fahrers nach § 823 

Abs. 1 BGB oder § 823 Abs. 2 BGB setzt voraus, dass er für von ihm verursachte Schä-

den einzustehen hat. Im Kern stimmen die durch § 823 Abs. 1 BGB geschützten Rechts-

güter, auf Leben, Körper und Gesundheit, sowie die Rechte, auf Eigentum und Besitz 

als sonstiges Recht, mit denen des § 7 Abs. 1 StVG, der auf den § 18 Abs. 1 Satz 1 

StVG verweist, überein.110 

4.2.1 Tatbestandsmäßigkeit 

Es ist zu überlegen, ob die eingetretene Rechtsgut- oder Rechtsverletzung auf einem 

positiven Tun oder einem Unterlassen beruht. Wenn es sich um ein Unterlassen handeln 

sollte, müsste eine Rechtspflicht zum Handeln bestehen, also in der Regel eine Ver-

kehrspflicht. Es muss also festgestellt werden, woraus und mit welchem Inhalt sich eine 

solche Verkehrspflicht ergibt. Fraglich ist, ob der Fahrer, der sein Fahrzeug durch ein 

Fahrerassistenzsystem steuern lässt, aktiv handelt oder eine Unterlassung darin be-

steht, dass er nicht rechtzeitig in den Fahrvorgang eingreift und die Steuerung wieder 

selbst übernimmt. Es wird im Schrifttum nach unterschiedlichen Kriterien beurteilt, ob ein 

Handeln nun ein aktives Tun oder ein Unterlassen ist. Nach einer Ansicht sind in Anleh-

nung an das Strafrecht positives Tun und Unterlassen danach abzugrenzen, wo nach 

dem sozialen Sinngehalt der Schwerpunkt der Vorwurfbarkeit liegt. Nach herrschender 
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Meinung ist jedoch darauf abzustellen, ob das Verhalten zu einer Gefahrerhöhung ge-

führt hat.111  

Unter einer Handlung wird „ein der Bewusstseinskontrolle und Willenslenkung unterlie-

gendes beherrschbares Verhalten unter Ausschluss physischen Zwangs oder unwillkür-

lichen Reflexes durch fremde Einwirkung“112 verstanden. Auch automatisiertes Verhalten 

und der Einsatz autonomer Systeme können darunterfallen, beispielsweise der Ge-

brauch selbststeuernder Geräte wie Fahrzeuge, Reinigungsroboter oder Recherche- 

und Auskunftsautomaten. Die Handlung muss zu einer Rechtsgutverletzung, also der 

Beeinträchtigung eines der in § 823 Abs. 1 aufgezählten Rechtsgüter oder Rechte führen 

und nicht nur zu einem bloßen Vermögensschaden. Dabei ist gleichgültig ob dies unmit-

telbar oder mittelbar geschieht. Für den Zurechnungszusammenhang im Sinne der haf-

tungsbegründenden Kausalität gelten die allgemeinen Grundsätze.113 

Das autonome Fahren wird also ebenso als eine Handlung nach § 823 BGB verstanden, 

differenziert aber auch nicht, ob es sich hierbei um ein Tun oder Unterlassen handelt.  

Es handelt sich um eine Handlung, wenn sich jemand einem fremden Rechtsgut oder 

Interesse gefährlich nähert. Um eine Unterlassung handelt es sich, wenn jemand ein 

bestehendes Risiko, ohne diese Gefahr durch eigenes Tun zu erhöhen, nicht abwendet. 

Der menschliche Fahrer unterlässt es in der konkreten Situation, welche schließlich zum 

Unfall führt, rechtzeitig in den Fahrvorgang einzugreifen und die Steuerung seines Kfz 

wieder vom Fahrerassistenzsystem zu übernehmen. Er hat also fahrlässig gehandelt 

und seine Sorgfaltspflichten verletzt. Man könnte also davon ausgehen, dass es sich um 

ein Unterlassen handelt. Jedoch müsste dann jedes fahrlässige Verhalten ein Unterlas-

sen sein, obwohl fahrlässiges Verhalten auch durch ein aktives Tun möglich ist. Es 

kommt daher noch auf die Pflichtwidrigkeit des Handelns an. Durch das Starten des 

Fahrvorganges hat der menschliche Fahrer das Fahrerassistenzsystem selbst aktiviert, 

was einem aktiven Tun gleichkommt. Das Fahren selbst und der Einsatz dieses Systems 

stellen erlaubte Handlungen dar. Hieran ist also keine konkrete Gefahrensituation er-

kennbar. Der Fahrer handelt nach Einschalten des Fahrerassistenzsystems nicht mehr 

aktiv selbst. Beispielsweise lenkt er nicht mehr selbst, hält nicht die Spur und bestimmt 

auch nicht die Geschwindigkeit des Kfz, wenn er seinen „Autopiloten“ eingeschaltet hat. 

Das Fahrerassistenzsystem hat die Rolle des Fahrzeugführers übernommen. Der 

Schwerpunkt der Vorwurfbarkeit für den menschlichen Fahrer liegt also tatsächlich im 
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Unterlassen des Eingreifens in den Fahrvorgang und der Deaktivierung des Fahreras-

sistenzsystems. Auch nach herrschender Meinung handelt es sich um ein Unterlassen, 

denn das Risiko einer Fehlfunktion des Fahrerassistenzsystems hat der Hersteller ge-

schaffen, nicht der menschliche Fahrer. Das Übersehen eines Verkehrshindernisses bei-

spielsweise wird dem Fahrerassistenzsystem zugerechnet. Der Fahrer erhöht also durch 

sein Tun nicht die Gefahr, sondern wendet das Risiko nicht ab, wenn er nicht eingreift. 

Dementsprechend liegt ein Unterlassen vor.114 

Beim Unterlassen muss für den Fahrer eine Rechtspflicht zum Handeln – eine Erfolgs-

abwendungspflicht – gegenüber jedermann und damit eine deliktische Verkehrspflicht 

bestehen. Der Inhalt, sein Fahrerassistenzsystem zu überwachen und im Notfall die 

Steuerung des Wagens zu übernehmen, ist nichts anderes als „die im Verkehr erforder-

liche Sorgfalt“ nach § 276 Abs. 2 BGB. Unterlässt der Fahrer die Überwachung und das 

Eingreifen in Gefahrensituationen, verletzt er seine allgemeine Sorgfaltspflicht und damit 

die Verkehrspflicht im Sinne des § 823 Abs. 1 BGB und handelt fahrlässig.115 

Zumeist ist das Verhalten des Fahrers auch kausal, da bei einem Unterlassen, das po-

sitive Tun, zu dem der Fahrer verpflichtet war, nämlich das Fahrerassistenzsystem zu 

überwachen und notfalls aktiv in den Fahrvorgang einzugreifen, nicht hinzugedacht wer-

den kann, ohne dass der konkrete Erfolg mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich-

keit entfiele. Schäden die durch Fehlfunktionen des technischen Systems verursacht 

werden können, sollen vermieden werden. Daher hat der Fahrer die Verkehrspflicht, das 

Fahrerassistenzsystem zu überwachen und zu kontrollieren. Der Schutzzweck der Norm 

umfasst auch diese Verkehrspflicht.116 

4.2.2 Rechtswidrigkeit 

Das Verschulden des Fahrers im Rahmen der Haftung aus § 823 Abs. 1 BGB wird an-

ders, als nach § 18 Abs. 1 Satz 2 StVG nicht vermutet. Die Beweispflicht liegt beim 

Geschädigten. Er muss dem Fahrzeugführer nachweisen, dass dieser schuldhaft, also 

in der Regel fahrlässig im Sinne des § 276 Abs. 2 BGB gehandelt hat. Dabei gilt – ab-

weichend von der Beweislast – das Gesagte zur Haftung des Fahrzeugführers nach 

§ 18 Abs. 1 StVG. Ist das Verschulden des Fahrzeugführers bewiesen, so ist auch die 

Rechtswidrigkeit indiziert.117 
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4.2.3 Schuld 

Die Voraussetzung für die Haftung ist zudem ein Verschulden durch vorsätzliches oder 

fahrlässiges Handeln. Wird der Fahrer beispielsweise plötzlich bewusstlos und es kommt 

zu einem Unfall mit Sach- oder Personenschaden, ist eine Schuldunfähigkeit des Fah-

rers möglich. In einem solchen Falle kommt die Haftung des Halters nach § 7 Abs. 1 

StVG in Betracht.118 

4.3 Fahrerhaftung gemäß § 823 Abs. 2 BGB 

Die Grundvoraussetzungen für diese Anspruchsgrundlage wurden bereits im Abschnitt 

2.2.2 bei der Haftung des Halters erläutert. Fraglich ist, nach welchem Schutzgesetz der 

Fahrer in Verbindung mit § 823 Abs. 2 BGB haften könnte. 

Der Fahrzeugführer ist gemäß § 3 StVO verpflichtet, seine Geschwindigkeit immer an 

die Verkehrslage und die Sichtverhältnisse anzupassen. Ebenso muss er auf andere 

Verkehrsteilnehmer Rücksicht nehmen, welche beispielsweise fahrtechnisch und nach 

ihrer Verkehrserfahrung weniger beweglich sein könnten. Dem Fahrzeugführer ist zu-

dem äußerste Sorgfalt, insbesondere gegenüber Hilfsbedürftigen, Älteren und Kindern, 

im Fahrbereich auferlegt. Er darf niemals so schnell fahren, dass er das Fahrzeug nicht 

mehr beherrschen kann.119 

Hat der Fahrer die Möglichkeit einzugreifen und unterlässt dies, wenn das Fahrerassis-

tenzsystem beispielsweise das Fahrzeug mit überhöhter Geschwindigkeit steuert, ver-

stößt er gegen § 3 StVO. Er ist verpflichtet rechtzeitig einzugreifen und das Fahrzeug 

abzubremsen. Zudem haftet er aus § 823 Abs. 2 BGB i.V. mit § 3 StVO, wenn es dadurch 

zum Verkehrsunfall kommt. Dazu muss der Fahrer zumindest auch fahrlässig im Sinne 

des § 276 Abs. 2 BGB gehandelt haben, auch wenn für den Verstoß nach § 3 StVO kein 

Verschulden erforderlich wäre.120 
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5 Beispiele aus der Rechtsprechung 

Das Oberlandesgericht Hamm musste in einem Ordnungswidrigkeitsverfahren entschei-

den, bei dem der Betroffene mit seinem Firmenfahrzeug bei einer Geschwindigkeitsmes-

sung mit 152 km/h gemessen wurde, erlaubt waren 100 km/h. Abzüglich der Toleranzen 

ergab sich eine Überschreitung von 47 km/h. Der Betroffene machte unter anderem gel-

tend, dass sein zum Tatzeitpunkt eingesetzter Tempomat defekt war und er somit nicht 

fahrlässig handelte. Das Amtsgericht hatte ihn vorher wegen fahrlässiger Überschreitung 

der Geschwindigkeit gemäß §§ 3 Abs. 3, 41 (Zeichen 274), 49 StVO, § 24 StVG verur-

teilt. Der Antrag wurde auch vom Oberlandesgericht Hamm abgelehnt, weil der Be-

troffene trotz eingeschalteten (defekten) Tempomats verpflichtet bleibt, seine gefahrene 

Geschwindigkeit zu kontrollieren und so die Einhaltung von Beschränkungen der 

Höchstgeschwindigkeit zu gewährleisten. Er hätte seine tatsächliche gefahrene Ge-

schwindigkeit sofort auf die zulässige reduzieren müssen. Er hat gegen seine Kontroll- 

und Überwachungspflicht verstoßen. Es bleibt dabei, dass der Betroffene fahrlässig die 

Geschwindigkeit überschritten hat.121  

Das Gericht hat also klargestellt, dass, auch wenn Fahrerassistenzsysteme zum Einsatz 

kommen, deren Nutzer verpflichtet bleibt, die Ordnungsmäßigkeit zu überprüfen. Der 

Fahrer wird durch den Einsatz des Tempomats nicht von seiner Sorgfaltspflicht entbun-

den. Zumal hier in diesem Fall die Überwachung der tatsächlichen gefahrenen Ge-

schwindigkeit gegenüber der im Tempomat eingestellten ein Leichtes darstellt. 

Das Amtsgericht München musste zu einem Parkunfall entscheiden, bei dem die Kläge-

rin – eine Fahrzeugvermietung – vom Beklagten Schadensersatz wegen einer Beschä-

digung an ihrem Pkw verlangte. Der Beklagte – Mieter des Fahrzeugs – wollte das Fahr-

zeug zurückgeben und wollte es dazu in der Parkgarage der Klägerin abstellen. Das 

Fahrzeug war ausgestattet mit einem „PDC-System“, einer Einparkhilfe. Aufgrund eines 

Hohlraums genau auf Höhe der Einparkhilfe in der Parkgarage erfasste der Abtaststrahl 

nicht die höher liegende Begrenzung des Parkfelds. Der Beklagte fuhr gegen die rück-

wärtige Begrenzung und beschädigte dabei die Heckklappe des Fahrzeugs. Der Scha-

den belief sich auf 788,81 € netto, ihn wollte die Klägerin nun vom Beklagten erstattet 

haben. Die Klägerin war der Ansicht, dass der Beklagte schuldhaft handelte und sich 

nicht hätte ausschließlich auf die Einparkhilfe verlassen dürfen, und bekam Recht. Das 

Gericht urteilte, dass der Beklagte fahrlässig im Sinne des § 276 BGB handelte. „Bei 

Verwendung der Einparkhilfe darf sich der Fahrzeugführer nicht darauf verlassen, dass 

diese zuverlässig bei jedem Hindernis ein Warnsignal abgibt. Bei der Benutzung eines 

Kraftfahrzeuges, insbesondere beim Rückwärtsfahren, sind hohe Anforderungen an den 
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Sorgfaltsmaßstab des Kraftfahrzeugführers zu stellen. Dieser darf sich nicht auf die Ein-

parkhilfe allein verlassen. Er muss sich zusätzlich durch eigene Beobachtungen (durch 

Blick in den Rückspiegel, Umschauen, ggfs. Aussteigen aus dem Fahrzeug) vergewis-

sern, wie weit ein Rückwärtsfahren ohne Anstoß möglich ist. Das schädigende Ereignis 

war auch vorhersehbar. Verlässt sich ein Fahrzeugführer beim Rückwärtsfahren in einer 

Tiefgarage ausschließlich auf die Einparkhilfe, besteht eine nicht ganz fernliegende Mög-

lichkeit einer Schädigung, insbesondere wenn, wie hier, die Rückwand des Abstellplat-

zes nicht über die Gesamtfläche, sondern nur in etwa der Höhe der Kühlerhaube eines 

Pkws herunter reicht.“122 

Auch hier hat das Gericht den Fahrer nicht von seinen Sorgfaltspflichten entbunden. 

Vielmehr hat es klargestellt, dass der Fahrer das Fahrerassistenzsystem zur Unterstüt-

zung, aber nicht zur alleinverantwortlichen Ausführung der Fahraufgabe – hier dem 

Rückwärtseinparken – nutzen kann. Der Fahrer darf sich also nicht blind auf Fahreras-

sistenzsysteme verlassen, zumal hier in diesem Fall laut Beurteilung des Gerichts das 

Ereignis vorhersehbar war. 

In einem weiteren Fall verhandelte das Amtsgericht Hamburg ebenfalls zur Verlässlich-

keit eines Parksensors als Einparkhilfe. Auch hier ging es um eine Streitigkeit zwischen 

einer Autovermietung und ihrem Kunden, der beim Rückwärtsfahren an eine kleine 

Mauer gestoßen war. Auch hier gab der Beklagte an, dass der Parksensor nicht gepiept 

habe. Die Klägerin verlangte nun vom Beklagten Schadensersatz, was der Beklagte un-

ter Berufung auf die defekte Einparkhilfe abwies.123 Das Gericht entschied: „Die Beschä-

digung des Stoßfängers am Fahrzeug ist vom Beklagten in ihm vorwerfbarer Weise 

schuldhaft verursacht worden. Nach Maßgabe des Rückgabeprotokolls ist der Schaden 

dadurch entstanden, dass der Beklagte mit dem Fahrzeug rückwärts gegen eine niedrige 

Mauer gefahren ist. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Parksensor des Fahrzeugs 

funktioniert hat oder ob dies nicht der Fall gewesen ist. Grundsätzlich handelt es sich bei 

einem Parksensor um ein technisches Hilfsmittel, auf das sich der Fahrer des Fahrzeu-

ges nicht verlassen darf. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass ein Parksensor naturgemäß 

auch nur einen Ausschnitt des Bereiches hinter dem Fahrzeug zu erkennen vermag und 

etwa bei einem Kantstein oder auch einer kleineren Mauer, je nach Anbringungsort des 

Parksensors, auch ein […] Kontakt des Fahrzeuges beim Rückwärtsfahren ohne Auslö-

sung des Sensors nicht ausgeschlossen werden kann. Ob dies bei größeren Objekten, 

etwa einer vollflächigen, hohen Mauer, hinter dem Fahrzeug im Einzelfall anders beur-

                                                
122 AG München, Urteil vom 19.07.2007 – 275 C 15658/07. 
123 AG Hamburg, Urteil vom 24.02.2016 – 49 C 299/15, Rn. 2, 5. 
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teilt werden kann, kann hier dahinstehen. Jedenfalls ist der Beklagte verpflichtet gewe-

sen, sich beim Rückwärtsfahren zu vergewissern, dass das Fahrzeug nicht mit dem 

Stoßfänger gegen ein Hindernis stößt und diesen dabei beschädigt.“124 

Auch das Amtsgericht Hamburg bestätigt also, dass sich der Fahrer auf die Einparkhilfe 

nicht verlassen darf – zumindest bei diesem kleinen Hindernis. Das Gericht deutet je-

doch an, dass es bei einer großen, vollflächigen Mauer vermutlich anders argumentieren 

würde. Wie, lässt es in diesem Urteil leider offen. Jedoch lässt sich mutmaßen, dass sich 

die Argumentation des Gerichts in dem Fall zugunsten des Beklagten verschoben hätte. 

In einem letzten Beispiel geht um einen Fall aus dem Jahr 2018, den das Oberlandes-

gericht des Landes Sachsen-Anhalt zu entscheiden hatte. Dabei ging es um einen Auf-

fahrunfall auf der Autobahn, bei dem der Kläger behauptete, sein Unfallgegner – ein 

Lkw-Fahrer – habe plötzlich die Spur gewechselt und er konnte nicht mehr ausweichen 

und sei aufgefahren. Zudem hatte er sein Fahrerassistenzsystem, eine Abstandssenso-

rik, die im Notfall das Fahrzeug abbremst, eingeschaltet sowie seinen Tempomat auf 

160 km/h eingestellt. Das System konnte jedoch in so kurzer Zeit nicht mehr reagieren. 

Der Unfallgegner wiederum behauptete, dass der Kläger auf ihn aufgefahren sei, nach-

dem er schon zwei Minuten zuvor auf dessen Fahrbahn gewechselt war. Das Landge-

richt Halle gab hier in erster Instanz dem Beklagten Recht und gab dem Kläger die allei-

nige Schuld am Unfall. Es berief sich unter anderem auf ein Sachverständigengutachten 

zum Bremsassistenten.125 Der Sachverständige stellte dar, „dass eine selbsttätige Brem-

sung über die im Rahmen der Geschwindigkeitsregelung mögliche Verzögerung hinaus 

durch dieses System nicht möglich sei. Das verbaute Fahrerassistenzsystem stelle le-

diglich eine Unterstützung des Fahrers dar. Eine vollständige Notbremsfunktion im Rah-

men von einzuleitenden Gefahrenbremsungen stelle das System nicht dar. […] So habe 

er keineswegs festgestellt, dass das Fahrerassistenzsystem eingeschaltet gewesen sei 

und bestimmungsgemäß entsprechend den behaupteten Einstellungen des Klägers ge-

arbeitet habe. […] Es könne aus technischer Sicht nicht näher rekonstruiert werden, in-

wieweit das Fahrassistenzsystem zum Unfallzeitpunkt aktiviert bzw. eine zu regelnde 

Geschwindigkeit von 160 km/h eingestellt gewesen sei.“126 Das Gutachten war also nicht 

ergiebig und ein Spurwechsel des Lkw unmittelbar vor der Kollision konnte nicht nach-

gewiesen werden. Daher entschied das Landgericht Halle zugunsten des Beklagten, 

wogegen der Kläger Berufung einlegte. Das Oberlandesgericht des Landes Sachsen-

Anhalt entschied in dem Berufungsverfahren, dass das Urteil des Landgerichtes fehler-

haft sei, und stellte eine Haftung beider Unfallgegner zu je 50 % fest. Unter anderem 

                                                
124 AG Hamburg, Urteil vom 24.02.2016 – 49 C 299/15, Rn. 21, 22. 
125 OLG des Landes Sachsen-Anhalt, Urteil vom 29.06.2018 – 12 U 105/17, Rn. 5, 13, 15. 
126 OLG des Landes Sachsen-Anhalt, Urteil vom 29.06.2018 – 12 U 105/17, Rn. 18. 
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argumentierte es damit, dass das Landgericht das Verschulden des Beklagten aus der 

Betriebsgefahr des Lastwagens heraus verdränge. Auch wenn der erste Anscheinsbe-

weis dafürsprechen kann, dass der Kläger den Unfall schuldhaft verursacht hat, weil er 

keinen Sicherheitsabstand einhielt oder mit den Straßen- und Sichtverhältnissen unan-

gepasster Geschwindigkeit fuhr. Da hier jedoch weitere Umstände – der plötzliche Spur-

wechsel des Lkw – bekannt seien, reiche dieser erste Anscheinsbeweis hier nicht aus. 

Des Weiteren konnte der Unfall bezüglich des Fahrerassistenzsystems des Klägers aus 

technischer Sicht nicht weiter rekonstruiert werden, da der Wagen nicht mehr für eine 

Untersuchung zur Verfügung stand. Somit ist beiderseits kein eindeutiges Verschulden 

feststellbar.127 

Klar wird in diesem Fall, dass die Fahrerassistenzsysteme noch mit ungenügenden Da-

tenaufzeichnungssystemen ausgestattet sind, denn sonst hätte sich dieser Fall eindeutig 

analysieren lassen. Der im Sommer 2017 eingeführte § 63a StVG regelt die Datenver-

arbeitung bei Kraftfahrzeugen, jedoch nur für hoch- oder vollautomatisierte Fahrfunktio-

nen. Bei diesem System handelte es sich um eine teilautomatisierte Fahrfunktion, für die 

keine Aufzeichnung oder Datenverarbeitung geregelt ist. Ebenso ist fraglich, warum der 

Wagen zur Untersuchung nicht mehr zur Verfügung stand. Auch hier ergibt sich ein Re-

gelungsbedarf. 

  

                                                
127 OLG des Landes Sachsen-Anhalt, Urteil vom 29.06.2018 – 12 U 105/17, Rn. 38, 39, 46, 48. 
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6 Ergebnisse 

6.1 Haftung des Halters nach § 7 Abs. 1 StVG 

Der Halter haftet grundsätzlich nach § 7 Abs. 1 StVG. Diese Norm ist als Gefährdungs-

haftung ausgestaltet und zieht denjenigen, der im eigenen Interesse bestimmte Gefah-

renquellen schafft, zur Haftung heran. Prinzipiell ergibt sich nach dieser Norm also die 

Haftung für den Halter, rein aus dem Betriebsrisiko und den damit verbundenen Gefah-

ren des Fahrzeugs. Auf die Teilnahme am Straßenverkehr, das Fehlverhalten oder Ver-

schulden des Halters kommt es hierbei nicht an. 

Der Halter könnte sich durch zwei Konstellationen exkulpieren: 

Zum einen nach § 7 Abs. 2 StVG, insofern der Unfall durch höhere Gewalt verursacht 

wurde. Dass die Fehlfunktion eines technischen Systems und damit auch die des Fah-

rerassistenzsystems als ein Fall höherer Gewalt oder als ein unabwendbares Ereignis 

gilt, ist nach der Legaldefinition im § 17 Abs. 3 StVG ausgeschlossen und scheidet somit 

aus.  

Zum anderen nach § 7 Abs. 3 StVG, wenn das Fahrzeug ohne Wissen und Wollen des 

Halters benutzt wurde. Fraglich ist, wer beim Einsatz teil- oder vollautomatisierter Sys-

teme das Fahrzeug führt: ein Mensch oder das Fahrerassistenzsystem. Da sich die Haf-

tung nach § 7 Abs. 1 StVG jedoch rein aus dem Betriebsrisiko des Fahrzeugs ergibt, 

muss der Halter verschuldensunabhängig haften. Die Frage, wer hierbei Fahrzeugführer 

ist, ist irrelevant.  

Anders verhielte sich dies, wenn man von einer echten Schwarzfahrt ausginge, das 

heißt, wenn das Fahrzeug tatsächlich ohne Wissen und Wollen des Halters benutzt 

würde. In diesem Falle würde der Fahrer an die Stelle des Halters treten und für von ihm 

verursachte Schäden haften. Der Halter wäre damit im Sinne des § 7 Abs. 3 StVG ex-

kulpiert. 

Anderenfalls haftet der Halter dem Geschädigten gegenüber im Außenverhältnis in voller 

Höhe. 

Da der Halter zum Abschluss einer Kfz-Haftpflichtversicherung verpflichtet ist, reguliert 

die Versicherung die monetären Schäden im Rahmen des Leistungsumfangs im Innen-

verhältnis. 

Ein weiterer Aspekt tritt auf, wenn es sich bei der Unfallursache um einen Produktfehler 

am Fahrzeug handelte. Man bedenke, dass der Fahrer beim (teil-)automatisierten Fah-

ren die Fahrzeugsteuerung in die Hände des Fahrerassistenzsystems abgibt, so dass 
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sich die Haftung des Halters zunehmend reduziert und schlussendlich beim vollautoma-

tisierten Fahren gar nicht mehr besteht. Der Halter kann somit den Hersteller im Innen-

verhältnis in Vollregress nehmen. 

6.2 Haftung des Halters nach § 823 BGB 

Bei der Anspruchsgrundlage nach § 823 Abs. 1 BGB haftet der Halter für vorsätzliche 

oder fahrlässige Verletzung von Rechtsgütern. Besonderheiten gibt es hier bei der Prü-

fung nach dem Verschulden des Halters. Ein Verschulden des Halters könnte vorliegen, 

wenn er seine Verkehrspflicht, nämlich den Fahrer in sein Fahrerassistenzsystem ein-

zuweisen, verletzt hat. Dies gilt nur, wenn das System so ungewöhnlich ist beziehungs-

weise er damit rechnen musste, dass der Fahrer sich nicht damit auskennt. Hat er diese 

Pflicht verletzt, so haftet er nach § 823 Abs. 1 BGB. 

Nach § 823 Abs. 2 BGB müsste der Halter ein Schutzgesetz verletzt haben. Hierbei 

kommen einzelne Normen der StVO in Betracht, beispielsweise der § 31 Abs. 2 StVZO, 

wonach er verpflichtet ist, sein Fahrzeug auf vorschriftsmäßige Betriebssicherheit zu 

prüfen. Er ist nicht verpflichtet, sein Fahrzeug vor jeder Fahrt zu prüfen, in der Regel 

reicht es aus, wenn er die herstellerempfohlenen Wartungen durchführen und dazwi-

schen Mängel reparieren lässt. Es trifft den Halter nur dann ein Verschulden, wenn er 

erkennen konnte und damit rechnen konnte, dass sein Fahrzeug nicht verkehrssicher 

ist. In diesem Fall haftet er nach § 823 Abs. 2 BGB. 

Die Haftung nach § 823 BGB des Fahrers und des Halters ist ausgeschlossen, wenn 

bewiesen ist, dass sich der Fahrer verkehrsrichtig verhalten hat. 

6.3 Haftung des Fahrers nach § 18 Abs. 1 Satz 1 StVG 

Grundsätzlich ist der Fahrzeugführer nach § 18 Abs. 1 Satz 1 StVG zum Ersatz des von 

ihm verursachten Schadens verpflichtet. 

Fraglich ist, ob der menschliche Fahrer überhaupt noch Fahrzeugführer ist, wenn das 

Fahrerassistenzsystem alle Fahrfunktionen übernommen hat. Dabei wird unterschieden, 

ob das Fahrerassistenzsystem übersteuerbar ist, also der Fahrer jederzeit in den Fahr-

vorgang eingreifen und die Steuerung selbst wieder übernehmen kann, oder ob das nicht 

mehr möglich ist. Bei der ersten Variante, wenn das System also übersteuerbar ist, bleibt 

es beim menschlichen Fahrer als Fahrzeugführer. Bei der zweiten Variante scheidet die 

Haftung des menschlichen Fahrers aus. Da das Fahrerassistenzsystem für sich nicht 

haften kann, tritt an dessen Stelle der Hersteller. 
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Noch ist es in Deutschland jedoch nicht erlaubt, dass der Fahrzeugführer sich völlig vom 

Straßenverkehr abwendet. Er ist nach § 1b StVG verpflichtet, jederzeit wahrnehmungs-

bereit zu bleiben und bei Bedarf die Steuerung des Fahrzeugs wieder an sich zu neh-

men. 

Das bedeutet, noch haftet der Fahrer, insofern er den Schaden auch zu verschulden hat. 

Kann er seine Unschuld beweisen, so haftet er nicht nach § 18 Abs. 1 StVG. 

Eine der wichtigsten Pflichten, die er im Rahmen des autonomen Fahrens erfüllen muss, 

ist die Sorgfaltspflicht. Er muss sich mit den Fahrerassistenzsystemen vertraut machen 

und sich vor Fahrtantritt vergewissern, dass diese einwandfrei funktionieren. Hat er diese 

Pflicht erfüllt, so scheidet eine Haftung diesbezüglich aus. 

Er kann sich ebenfalls entlasten, wenn ein technischer Fehler Unfallursache war. Ist das 

Fahrerassistenzsystem nicht übersteuerbar, so scheidet die Haftung des Fahrers aus 

und geht auf den Hersteller über. Ist es übersteuerbar, so muss sich der Fahrer ein Ver-

schulden zurechnen lassen. Er hat die Pflicht, den Verkehr in regelmäßigen Zeitabstän-

den, je nach seiner individuellen Fahrsituation und Streckenführung, zu beobachten. 

6.4 Haftung des Fahrers nach § 823 BGB 

Der Fahrer kann auch nach § 823 Abs. 1 BGB für von ihm verursachte Schäden haften. 

Kernfrage ist hier, ob seine Pflichtverletzung in einem positiven Tun oder einem Unter-

lassen liegt. Nach herrschender Meinung handelt es sich um ein Unterlassen, da der 

Fahrer die Pflicht hat, sein Fahrerassistenzsystem zu überwachen und in Gefahrensitu-

ationen einzugreifen. Die Tatbestandsverwirklichung indiziert die Rechtswidrigkeit. Zu-

dem muss der Fahrer vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt haben, um nach § 823 Abs. 1 

BGB zu haften. 

Eine Haftung kommt ebenso nach § 823 Abs. 2 BGB in Betracht, wenn der Fahrer ein 

Schutzgesetz verletzt hat. Ein Schutzgesetz könnte § 3 StVO sein, nach dem Fahrer 

Pflichten innerhalb des Straßenverkehrs auferlegt sind, beispielsweise das Halten an die 

Höchstgeschwindigkeit oder die Rücksichtnahme auf andere Verkehrsteilnehmer. Ver-

stößt er dagegen und hat er fahrlässig oder vorsätzlich gehandelt, so haftet er nach § 

823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 3 StVO. 

6.5 Handlungsbedarf des Gesetzgebers 

Damit sich das autonome Fahren tatsächlich durchsetzen kann, muss der Gesetzgeber 

noch einige Punkte regeln. Aktuell wird der Hersteller noch zu wenig in die Pflicht ge-

nommen, wie beispielsweise das Urteil des Amtsgerichts Dortmund vom 7. August 2018 

zeigte. Der aktuelle Stand der Technik ist noch lange nicht so weit, dass sich der End-

verbraucher auf die Fahrerassistenzsysteme verlassen darf. Er muss jederzeit eingreifen 
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können und befindet sich fast immer in der Haftung. Damit ist auch das teilautonome 

Fahren noch zu unattraktiv. Zu Recht gehen damit die Studien davon aus, dass sich 

diese Systeme erst ab 2030 allmählich durchsetzen können. 

Ebenso interessant wird die Frage, wie die rechtliche Lage der Dilemma-Situationen ge-

klärt werden soll. Gesetzlich ist das fast nicht möglich und eine Lösung dazu ist noch 

nicht in Sicht. Aber meiner Meinung nach ist der Gesetzgeber hier in der Pflicht, denn 

wer sonst könnte dieses Problem lösen? Sollte es keine Lösung geben, so wird es 

schwierig, dass sich das autonome Fahren überhaupt etabliert. 
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Wesentliche Erkenntnisse der Bachelorarbeit 

1. Der Halter des Kraftfahrzeugs haftet grundsätzlich nach § 7 Abs. 1 StVG. 

2. Beim vollautonomen Fahren haftet der Hersteller im Innenverhältnis voll. 

3. Die Haftung des Halters kommt auch nach § 823 Abs. 1 und 2 BGB in Betracht. 

4. Eine Haftung des Fahrers scheidet nach § 18 Abs. 1 StVG aus, wenn das Fahreras-

sistenzsystem nicht übersteuerbar ist (in Deutschland bisher verboten). 

5. Der Fahrer hat eine Sorgfaltspflicht zur Überprüfung der Fahrerassistenzsysteme vor 

Fahrtantritt und eine Überwachungspflicht während der Fahrt. 

6. Auch für den Fahrer kommt eine Haftung nach § 823 Abs. 1 und 2 BGB in Betracht. 

7. Für den aktuellen Stand der Technik und das teilautomatisierte Fahren sind die ge-

setzlichen Regelungen noch ausreichend. 

8. Der Fahrer darf sich jedoch noch nicht voll auf teilautomatisierte Fahrerassistenzsys-

teme verlassen und muss immer wachsam sein. 

9. Sobald vollautomatisiertes Fahren möglich wird, muss der Gesetzgeber bezüglich 

der Zulassung und Haftung neue Regelungen aufstellen. 

10. Der Gesetzgeber muss Normen für das Auflösen der Dilemma-Situation aufstellen. 
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